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Unterzeichnende Organisationen

Bundesverband Blurgerinitiativen Umweltschutz (BBU)
Aktionsbundnis No Moor Fracking

Arbeitskreis Fracking Braunschweiger Land

Burgerinitiative Fracking freies Hessen

Bulrgerinitiative gegen CO2-Endlager e.V.

AG "Stoppt Fracking im Grof3raum Kiel - Fur eine postfossile Zukunft
Interessengemeinschaft Fracking-freies Artland e.V
Arbeitsgemeinschaft Post-Fossil, Kassel

Bulrgerinitiative Gemeinsam gegen Gas- und Probebohrungen am Niederrhein, Rees
Interessengemeinschaft Gegen Gasbohren Hamminkeln/Niederrhein
Bulrgerinitiative Lebensraum Vorpommern e.V.

Stop Fracking! - Burgerinitiative Witten flr sauberes Wasser.
Interessengemeinschaft Rees gegen Gasbohren e.V.
Burgerinitiative "Kein CO2-Endlager Altmark"

Abgefrackt - Bluindnis Weidener Becken gegen Fracking
Burgerinitiative Bergbaubetroffener am Niederrhein (BiB)
GEmeinnutziges Netzwerk fur UmweltKranke (GENUK e.V)
Burgerinitiative FrackingFreies Hamburg

Bulrgerinitiative kein frack in wf

NRU gegen Fracking e.V.

Bulrgerinitiative frackingfreies Auenland

Burgerinitiative Kein Fracking in der Heide

Bulrgerinitiative Umweltschutz Lichow Dannenberg e.V.
Burgerinitiative Frackingfreie Zukunft Herzogtum Lauenburg
Bulrgerinitiative gegen Gasbohren Kleve

IG Schone Linne

pro grun e. V. Paderborn

Bl Isselburg 21

Blrgerverein Krefeld-Traar e.V.

Bulrgerinitiative Intschede — Wesermarsch ohne Bohrtirme
Interessengemeinschaft gegen Fracking in Schleswig - Holstein
Interessengemeinschaft Breinermoor/Backemoor (IGBB)
Blrgerinitiative lebenswertes Korbach e.V.

Burgerinitiative Flecken Langwedel gegen Gasbohren

IG gegen Gasbohren Borken

Berliner Wassertisch

Wir gegen Fracking Lineburg

NOFracking Bodensee-Oberschwaben

Pro Lebensraum GrofRenluder e.V.

Burgerinitiative Fahner Hohe
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Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Datum vom 19.12.2014 haben Sie uns die Entwiirfe zur Anderung des WHG, des BNatSchG,
der GrwV, des USchadG, der UVP-V Bergbau, des BBergG, der ABBergV und der
EinwirkungsBergV tbermittelt. Mit Ausnahme der Anderung des USchadG sollen hierdurch
Regelungen zur Anwendung der Frackingtechnik festgelegt werden. Das USchadG beinhaltet
hingegen nicht die notwendige Haftung fur Fracking-Vorhaben.

Der BBU und die vorstehend aufgeflihrten Burgerinitiativen und Interessengemeinschaften lehnen
die vorgestellten Rechtsanderungen wegen ihrer verfehlten umweltpolitischen Zielsetzungen oder
unzureichenden Regelungen ab. Stattdessen fordern sie ein sofortiges und ausnahmsloses Verbot
samtlicher Formen von Fracking, egal ob mit oder ohne den Einsatz giftiger Chemikalien, egal ob
durch hydraulisch oder andersartig erzeugte Rissbildungen.

Bereits in der letzten Legislaturperiode wurden seitens der Bundesregierung bzw. der zustandigen
Ministerien Entwiirfe zur Anderung des WHG und der UVP-V Bergbau vorgelegt und eine
schriftliche Verbandeanhérung durchgeflihrt. Die nun vorgelegten Rechtsanderungsentwtirfe
unterscheiden sich zwar in ihren konkreten Formulierungen von den Entwirfen aus dem ersten
Halbjahr 2013. Die Zielsetzung, Fracking grof¥flachig zu ermdglichen und eine weitgehende
gesetzliche Zulassigkeit festzuschreiben, wurde jedoch beibehalten.

Die in der damaligen Anhdrung vorgetragenen Argumente gegen die Anwendung der
Frackingtechnik haben weiterhin Bestand. Zudem gibt es zahlreiche neue Grinde fir eine
Ablehnung der vorgesehenen Fracking-Gesetzgebung.

Hierzu wird im Detail ausgefihrt:

I. Grundsitzliche Aspekte

Hinsichtlich der Frackingtechnik sind zentrale wissenschaftliche Fragen ungeklart. Die
Gasfordermethode mittels Fracking fuhrt zu erheblichen Umwelt- und Gesundheitsgefahren.
Zudem bringt der Einsatz der Frackingtechnik weder einen 6konomischen noch einen
energiepolitischen Vorteil.

1. Relevante Dokumente und Stellungnahmen

Fracking ist bundesweit eine hochst umstrittene Risikotechnik im Bereich des Bergbaus, die auf
den breiten Widerstand der Bevdlkerung stofit. Wie insbesondere durch Gutachten belegt wird, die
im Auftrag von Exxon, des Landes Nordrhein-Westfalen sowie des Umweltbundesamtes (zwei
Gutachten) erstellt wurden, handelt es sich um eine auf3erst komplexe Technik, von der zahlreiche
Beeintrachtigungen und Risiken fur die Umwelt und die menschliche Gesundheit ausgehen.

AuRerdem wird in den Gutachten des Landes NRW und des Umweltbundesamtes, aber auch der
ExxonMobil Fracking-Risikostudie darauf verwiesen, dass zahlreiche Fragen hinsichtlich der
Risiken ungeklart sind und zum Teil nicht abschlieRend geklart werden kénnen.

Diese Fragen hat auch das zweite Gutachten des Umweltbundesamtes nicht beantworten kénnen.

Wir verweisen dabei insbesondere auf die kritische Stellungnahme der Initiativen zum Entwurf des
im Auftrag des Umweltbundesamtes erstellten Gutachtens ,Umweltauswirkungen von Fracking bei
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der Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstatten — Teil 2%, siehe
Anlage 4 bzw. hier

http://www.bbu-
online.de/Stellungnahmen/Stellungnahme%20Fracking%20zum%20Entwurf%20des%20Gutachten
$%20Teil%202.pdf

Diese Stellungnahme ist nach wie vor aktuell, da der Entwurf des Gutachtens und seine
Endfassung weitgehend identisch sind. Damit sind zentrale wissenschaftliche Fragen bzgl. der
Frackingtechnik weiterhin ungeklart. Vielmehr ist von einem erheblichen Gefahrenpotential sowie
einer unzureichenden Sicherheitskultur und Sicherheitstechnik auszugehen. Dies gilt auch fur
wissenschaftliche Probebohrungen. Die Stellungnahme zum Gutachten des Umweltbundesamtes
wird ausdricklich zum Bestandteil dieser Stellungnahme gemacht.

Desweiteren ist das Schreiben des BBU vom 3.9.2014 an die Mitglieder des Umweltausschusses
des Bundesrates Bestandteil dieser Stellungnahme; siehe Anlage 5 bzw. hier

http://www.bbu-online.de/Arbeitsbereiche/Fracking/Bundesrat end OB.pdf

Die darin dargestellten Defizite hinsichtlich der Frackingtechnik und die aufgezeigten Gefahren,
insbesondere bzgl. der Grundwasserbeeintrachtigungen und der induzierten Seismizitat sind auch
zum Zeitpunkt der Abgabe dieser Stellungnahme aktuell.

Auf der Grundlage der bisherigen Erkenntnisse sowie der bestehenden Erkenntnisdefizite ist der
durch die Rechtsanderungsentwurfe vorgesehene Einstieg in die Anwendung der Frackingtechnik
nicht zu verantworten.

2. Die besondere Gefahrdung der Bevolkerung

Die erheblichen Risiken, besonders auch fiir die Bevdlkerung im dicht besiedelten Deutschland,
sind noch nicht abschlieBend erforscht, bisherige Erkenntnisse machen aber deutlich, dass schon
bei der bisherigen Ol- und Gasférderung Gesundheitsgefahren auftreten.

Bei der Forderung von Erdgas mittels Fracking, mit der erforderlichen Vielzahl an Bohrungen und
zugehdrigen Einrichtungen, erhéht sich zwangslaufig auch die Gefahr der gesundheitlichen
Belastung der Anwohner, insbesondere durch die weittragenden Emissionen in die Umgebungsluft.

Untersuchungen dazu in den USA aus den letzten zwei Jahren zeigen die enorme Gefahrdung der
Anwohner durch gefahrliche, insbesondere giftige Emissionen dieser Férderungsart, selbst bei
Wohnabstanden der Betroffenen von 20 km zur nachsten Emissionsquelle.

Die Vorsorgeverpflichtung des Staates gegenuber seinen Burgern, ihre Gesundheit vor
gefahrlichen Emissionen wirksam zu schiitzen, muss Vorrang vor den Férderinteressen der
Unternehmen haben.

Aus diesem Grund sind zuerst alle bekannten Daten und Quellen bzgl. der Anwendung von
Fracking auszuwerten. Bisherige Umweltschaden in Deutschland sind zu ermitteln. Dazu ist auch in
transparenter Form und Beteiligung aller gesellschaftlichen Akteure wissenschaftlich zu
untersuchen, welche Auswirkungen die Uber 300 Fracs in Niedersachen gehabt haben.

AKTIV FUR.UNSERE.UMWELT.



http://www.bbu-online.de/Arbeitsbereiche/Fracking/Bundesrat_end_OB.pdf
http://www.bbu-online.de/Stellungnahmen/Stellungnahme%20Fracking%20zum%20Entwurf%20des%20Gutachten s%20Teil%202.pdf

Bu

= 5 = FUR.UNSERE.UMWELT.

Angesichts der Tatsache, dass bereits die bisherige Erdgas- und Erddlférderung zu Schaden der
Umwelt und Gesundheit der Anwohner fihren kann, ist es nicht zu verantworten, in die Fracking-
Technik einzusteigen. Zum jetzigen Zeitpunkt ist zuerst die nicht auf der Fracking-Technik
basierende Erddl- und Erdgastechnik gerade im Hinblick auf den Schutz von Umwelt- und
Gesundheit zu optimieren. Dazu ist es erforderlich, einen Stand der Technik und Sicherheitstechnik
auf hochstem Niveau festzulegen sowie detaillierte Anforderungen an die Vorsorge vor
Betriebsstérungen und die Begrenzung ihrer Auswirkungen rechtlich festzulegen. Fir die heute
bekannten Probleme sind Lésungen zu entwickeln.

3. Der 6konomische und energiepolitische Hintergrund

Unabhangig von der Frage, ob der Einsatz der Frackingtechnik aus gesundheitlichen oder
Okologischen Grinden zu verantworten ist, ist die Frage zu beantworten, ob die Gasférderung
mittels Fracking betriebswirtschaftlich oder volkswirtschaftlich sinnvoll ist. Zudem stellt sich die
Frage, ob mittels Fracking gewonnenes Gas einen relevanten Anteil am Energieverbrauch
Deutschlands decken kann.

Eines der wiederholt angefuhrten Argumente der Forderunternehmen ist die ,preisregulierende und
preisstabilisierende Wirkung® der Fracking-Gasproduktion aus deutschem Boden. Objektive
Nachprufungen und Abschatzungen zeigen hingegen eindeutig, dass die Produktionskosten einer
grol¥flachig eingesetzten Fracking-Forderung mittels horizontal abgelenkter Bohrungen erheblich
hdéher sind als bei konventioneller Férderung im Freistrom ohne zusatzliche
.Bohrlochbehandlungen®.

Der Produktionskostenunterschied ist so bedeutend, dass dieses Gas im zentraleuropaischen
Gasnetz gar nicht abzusetzen ware, so lange noch konventionelles Erdgas zugespeist werden
kann. Nur wenn, wie das schon heute in den USA mit dem vermeintlich ,billigen® Fracking-Gas der
Fall ist, den Forderunternehmen massive Subventionen gezahlt wirden, die vom Staat und damit
von den Steuerzahlern aufzubringen waren, wirde eine Fracking-Erdgasproduktion in der
beabsichtigten Weise betriebswirtschaftlich fir die Unternehmen Sinn machen. Die Bevolkerung
wirde hingegen direkt die Gewinne der Gaskonzerne finanzieren.

Auch volkswirtschaftlich macht der Einsatz der Frackingtechnik keinen Sinn. Da zahlreiche Aspekte
der Umweltbeeintrachtigungen noch nicht hinreichend geklart sind, jedoch jetzt bereits in
Probebohrungen und ab 2018 die industrielle Férderung von Schiefergas und Kohleflézgas in einer
Tiefe oberhalb von 3.000 m erfolgen soll, werden zahlreiche Umweltschaden hingenommen. Denn
die in den bisherigen Gutachten aufgeworfenen Fragen bedurfen zu ihrer Beantwortung
mindestens eines zehnjahrigen Forschungsprogramms, so dass es nicht moglich ist, Umwelt- und
Gesundheitsgefahrdungen bereits 2018 zu begegnen. Fir die dann auftretenden Umweltschaden
wird in der Regel die Allgemeinheit aufkommen, da das Haftungskapital bei kleinen Firmen minimal
sein durfte und groRe Konzerne versuchen werden, sich Anspriichen durch langwierige
Gerichtsverfahren zu entziehen.

Auch energiepolitisch macht es keinen Sinn, auf Fracking zu setzen. Zu Beginn der 2030er Jahre
werden die erneuerbaren Energien nicht nur konkurrenzlos, sondern konkurrenzlos preiswert sein,
wenn die Energiewende konsequent weitergefuhrt wird. Die angebliche ,Bricke® zum grof¥flachigen
Einsatz erneuerbarer Energien ist also erst dann fertig gestellt, wenn sie nicht mehr bendtigt wird.

Aber bereits zum jetzigen Zeitpunkt kann gefracktes Gas keinen relevanten Beitrag zur

Energieversorgung Deutschland leisten. So soll der Anteil gefrackten Gases die geférderte
Gasmenge Deutschlands stabilisieren. Aus gefrackten Sandstein-Lagerstatten deckt Deutschland
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derzeit nur 0,8% seines Energiebedarfs. Mit Schiefergas kénnten es 2-3% werden. Dieser Anteil ist
schneller durch Einsparungen oder durch eine Beschleunigung der Energiewende zu ersetzen, als
dass man eine Schiefergasindustrie aufgebaut bekame. So sank z.B. der Erdgasverbrauch nach
aktueller Jahresprognose gegeniber dem Vorjahr um 18% und spart damit mehr ein, als
Schiefergas Uberhaupt beitragen kdénnte. Auch im langfristigen Trend ist ein Rlickgang des
Gasverbrauchs zu verzeichnen.

Die bisherigen Schatzungen des Schiefergasvorkommens beruhten dabei auf der Potentialstudie
der Bundesanstalt fir Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) von 2012. Gemal} den
Ausfihrungen von Prof. Kimpel (BGR) im November 2014 in Hamburg waren die Abschatzungen
dieser Studie nach neueren Erkenntnissen jedoch viel zu optimistisch. Er kiindigte eine
Uberarbeitete Fassung an, die Mitte 2015 publiziert werden soll. Bereits jetzt deutet sich an, dass
statt 2,7 bill. m*® die neue Obergrenze nur noch bei 1 bill. m? liegen wird. Damit werden sich auch
das jahrliche Fordervolumen und der Anteil, den Schiefergas zum Energieverbauch beitragen kann,
um uber 60% reduzieren.

Il. Notwendigkeit des Verbots von Fracking

Bei Fracking handelt es sich um eine Bohrlochbergbautechnik, die eine unbeherrschbare
Risikotechnik darstellt. Dabei beschranken sich die Auswirkungen nicht alleine auf eine mogliche
Kontamination von zur Trinkwassergewinnung nutzbaren Grundwasservorkommen durch
Bestandteile der beim Fracking eingesetzten Flissigkeiten.

Vielmehr wird durch den Einsatz des Frackings eine Vielzahl von Beeintrachtigungen und Risiken
hervorgerufen, die den Anforderungen der Gefahrenabwehr und dem Vorsorgeprinzip
widersprechen, wie beispielsweise

e Grundwasserkontaminationen konnen direkt durch Fracfluide hervorgerufen werden

¢ Grundwasserkontaminationen kénnen durch die Ausbreitung von Lagerstattenwasser
und/oder Flowback entlang von geschaffenen Wegsamkeiten entstehen — auch bei
Frackrezepturen, die keine Stoffe enthalten, die Gefahrenmerkmale im Sinne der CLP-
Verordnung besitzen oder nicht wassergefahrdend sind.

¢ Die Reaktionen der einzelnen Inhaltsstoffe der Fracfluide untereinander unter den enormen
Dricken und erhéhten Temperaturen sind aufgrund des komplexen thermodynamischen
Systems nicht prognostizierbar. Empirische Untersuchungen liegen zudem nicht vor.
Entsprechendes gilt fur Reaktionen von Frac-Fluiden mit dem Lagerstattenwasser. Es wird
ausdricklich darauf hingewiesen, dass sich die chemische Zusammensetzung der Frac-
Fluide wahrend und nach dem Frac-Vorgang chemisch verdndern kann und dass dabei die
Entstehung neuer, gefahrlicher chemischer Verbindungen nicht ausgeschlossen werden
kann. Bereits aus diesen Grinden stellt die Anwendung des Frackings ein unkalkulierbares
Risiko dar.

¢ Durch die Anwendung der Fracking-Technik werden gro3e Mengen verschiedener
radioaktiver Stoffe aus dem Untergrund gel6st und zutage gefdrdert. Es besteht die Gefahr
radioaktiver Verseuchung Wasser filhrender Schichten, des Erdreichs und der Luft. Gerade
die Verseuchung der Luft wurde viele Jahre lang kaum beachtet. Es besteht die Gefahrdung
von Mensch und Natur, insbesondere durch den Anfall von radioaktiv belastetem
Lagerstattenwasser und Bohrschlammen. Die geordnete Entsorgung dieser kontaminierten
Wasser und Bohrschlamme wie ihrer Bestandteile ist ungeklart.

o Der Arbeitsschutz ist gerade unter den Aspekten der radioaktiven Emissionen und
Immissionen sowie durch den Umgang mit den zum Teil unbekannten chemischen
Zusammensetzungen der Frac-Fluide als vollig unzureichend anzusehen.
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e Der Aufstieg von mobilisiertem Methan kann zu einer Kontamination wasserfihrender
Schichten fuhren. Dies betrifft auch die Ausbreitung im oberflichennahen Bereich und die
resultierende Kontamination von Wassergewinnungssystemen. Zudem ist Methan geeignet,
zur Immissionsbelastung beizutragen.

e Es besteht eine ungeklarte Entsorgungsproblematik. Die Verpressung des Ruckflusses und
des Lagerstattenwassers ist nicht als geordnete Entsorgung anzusehen.

o Der Verbrauch von typischerweise 500 Mio. - 1 Mrd. Liter Frischwasser pro Bohrplatz (5000
m3/Frac*10-15 Fracs/Bohrung*10-20 Bohrungen/Bohrplatz), die dem Wasserkreislauf
dauerhaft entzogen werden, widerspricht dem Grundsatz der Nachhaltigkeit und der
Ressourcenschonung. Schon fur die drei Probefracs von Damme wurden 5000 m® Wasser
verbraucht

o Erdstofie kdnnen in Folge des Auslosens bereits bestehender Spannungen entstehen. Dies
gilt sowonhl fur die Anwendung der Fracking-Technik als auch fur die Verpressung des
Lagerstattenwassers und Flowbacks.

e Uber Nebenwege kann Methan, welches verglichen mit CO, ein deutlich hdheres
Treibhausgas-Potential besitzt, schleichend entweichen. So betragt das CO,-Aquivalent fiir
Methan bei einem Zeithorizont von 20 Jahren 100: Das bedeutet, dass ein Kilogramm
Methan innerhalb der ersten 20 Jahre nach der Freisetzung 100-mal so stark zum
Treibhauseffekt beitragt wie ein Kilogramm CO,. Bezogen auf 100 Jahre betragt das CO,-
Aquivalent immer noch 20. Aktuelle US-Studien weisen nicht nur wie vor einiger Zeit auf 9%
Verluste, sondern auf 12% Methanverluste bei konkreten Vorhaben hin.

o Esfehlt ein Schutz vor den Auswirkungen des nicht bestimmungsgemalen Betriebs
(Undichtigkeiten der Bohr-, Forder- und Aufbereitungsanlagen, fehlende Langzeitsicherheit,
Schutz der Bevélkerung vor austretenden gasférmigen Stoffen an der Oberflache [z.B. der
sehr giftige Schwefelwasserstoff]), Brande, Explosionen etc.). Austreten kénnen bei
Betriebsstérungen insbesondere fllichtige organische Verbindungen (VOCs), polyzyklische
aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK), Benzol, Toluol, Formaldehyd, verschiedene Xylene,
Hexan, Ethylbenzol, Butan, Schwermetalle wie das sehr giftige Quecksilber,
Bleiverbindungen, Cadmium, Barium, Lithium, Bor, Brom, Strontium, radioaktive Gase wie
Radon und radioaktiv belasteten Salze, das gesundheitsschadliche Glykol aus den
Gastrocknungsanlagen oder aus der Regeneration vor der Wiederverwendung. Zu den
Substanzen kdnnen auch endokrine Disruptoren zahlen, die die menschliche Fortpflanzung
erschweren bis ganzlich zum Erliegen bringen kdnnen.

e Fracking fuhrt zu einem rigorosen Strukturwandel in den betroffenen Gebieten. Hierzu
gehort insbesondere, dass bestimmte Nutzungen (z.B. Tourismus) unméglich gemacht bzw.
(z.B. Landwirtschaft) beeintrachtigt werden.

e Die Anwendung des Frackings fuhrt aufgrund der Vielzahl der Forderstellen zu einem
erheblichen Flachenverbrauch.

e Der Energieaufwand bzgl. der Durchflihrung von Bohrungen ist weitgehend ungeklart
(Produktion der Chemikalien, Transportwege, Diesel fur die Maschinen etc.). Bisher
existieren kein umfassender Lebenszyklusansatz und keine umfassende LCA (Life Cycle
Assessment) zur Gewinnung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstatten.

¢ Eine Berechnung der Gesamtemissionen als Summe Uber alle Frackingbohrungen liegt
nicht vor. Damit ist ein wesentlicher Aspekt ungeklart.

Zudem wird bei der nun vorgesehenen Ermdglichung von Fracking der gesellschaftliche Kontext
ignoriert.

Industrielle GroRRprojekte missen sich in einen gesellschaftlichen Konsens einfiigen. Diese

Voraussetzung ist beim GroRRprojekt "FRACKING" nicht gegeben. Vielmehr erzeugt Fracking durch
die unmittelbaren Eingriffe in die Lebensbereiche der Menschen eine ablehnende Haltung breiter

Bevolkerungsschichten.
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Bereits 2013 haben nach einer reprasentativen emnid-Umfrage im Auftrag von campact 66% der
Bevolkerung ein Verbot von Fracking befurwortet. Dabei liegt auch eine deutliche Ablehnung bei
einer Unterscheidung in West- und Ostdeutschland sowie bei einer Differenzierung nach
Geschlechtern, Alter, Schulbildung und Haushaltseinkommen vor. Alle Darstellungen, auch
differenzierte Darstellungen nach Gruppen, zeigen das gleiche Ergebnis: die Forderung nach
einem Frackingverbot Gberwiegt deutlich. Angesichts der immer deutlicher gewordenen Gefahren
des Frackings ist davon auszugehen, dass die Ablehnung dieser Technik noch gestiegen ist.
Wirden die Rechtsanderungsentwiirfe verabschiedet, stlinde dies in Widerspruch zum Willen der
Bevdlkerung.

Dabei lehnen nicht nur Umweltverbande, Burgerinitiativen und Interessengemeinschaften Fracking
ab.

Es haben sich auch relevante Teile der Gewerkschaften fir ein Frackingverbot ausgesprochen. So
hat die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststatten (NGG) erklart, dass es nicht ausreicht, die
rechtlichen Hirden fur das Fracking zu erhéhen und stattdessen ein Frackingverbot gefordert.
Rund 90 Initiativen und Organisationen, darunter auch die Gewerkschaft NGG, haben die
Mitglieder von Bundesrat und Bundestag in einem gemeinsamen Appell dazu aufgefordert, sich fur
das konsequente Verbot von Fracking in Deutschland einzusetzen. In dem von ihr unterstitzten
Appell heildt es:

»,Nach nunmehr drei Jahren Recherche und Konsultation will die Bundesregierung der umstrittenen
Férdermethode Fracking einen "stabilen Rechtsrahmen” geben, anstatt ein konsequentes Verbot
zu erlassen. Dabei trifft sie nicht viel mehr als rechtliche Klarstellungen flir Schutzgebiete, die
bereits jetzt vor solchen Eingriffen geschiitzt sind. Zusétzlich wird das Gesetz bewirken, dass in
weiten Teilen Deutschlands gefrackt werden darf, obwohl den Blirgerinnen gleichzeitig suggeriert
wird, dass man einen héheren Schutz vor Fracking schaffen oder es gar verbieten méchte. Dabei
soll das Fracking in dichtem Sandstein (tight Gas/Ol) weiterhin zuléssig bleiben. Fracking-Vorhaben
in Schiefer- oder Kohlefl6zgestein sollen zu Forschungszwecken und anschlielend zu
kommerziellen Zwecken stattfinden kénnen, wenn sie von einer ,,Expertenkommission” als
"unbedenklich" eingestuft wurden. Fest steht, dass diese Kommission auch mit ,Sachversténdigen*
besetzt werden soll, deren Einrichtungen sich in der ,Hannover-Erkldrung* bereits als Beflirworter
des Fracking positioniert haben. Das giftige und stark salzhaltige Lagerstéattenwasser soll weiterhin
in den Untergrund verpresst werden dlirfen

Fracking zur Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen ist weder umweltvertraglich zu
handhaben noch ist es energiepolitisch erforderlich noch wirtschafts-/sozialpolitisch sinnvoll.

Stimmen Sie keinen Gesetzentwiirfen zu, die Fracking-Vorhaben erlauben! Machen Sie mit Ihrer
Stimme klar, dass der Schutz des Trinkwassers, der Lebensumwelt, der menschlichen Gesundheit,
des Klimas und die dezentrale, kommunale Umsetzung der Energiewende Vorrang vor den
Interessen der Unternehmen haben.”

Auch seitens des ,Bilindnisses zum Schutz von Wasser”, dem insbesondere die Gelsenwasser AG,
die Arbeitsgemeinschaft der Wasserwerke an der Ruhr e.V., der Deutsche Brauer Bund e.V., der
Verband Deutscher Mineralbrunnen e.V. und die Wirtschaftsvereinigung Alkoholfreie Getranke e.V.
angehoren und das mehr als 700 Unternehmen in ganz Deutschland vertritt, wurden die
vorliegenden Rechtsanderungsentwirfe in einer Gemeinsamen Presseerklarung vom 24.11.2014
als unzureichend kritisiert. Bereits in einer Gemeinamen Presseerklarung vom 15.7.2014 zum
Eckpunktepapier der Bundesminister Gabriel und Hendricks hiel3 es:
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,Das ,Blindnis zum Schutz von Wasser* fordert deshalb einen vollstdndigen Verzicht auf den
Einsatz der Fracking Technologie, solange nicht alle Risiken fiir Mensch und Umwelt sicher
ausgeschlossen werden kbnnen — gerade auch in Einzugsbereichen von Wasservorkommen, die
als Trinkwasser, Mineralwasser, Brauwasser, zur Getrdnkeherstellung oder zur Herstellung
sonstiger Lebensmittel genutzt werden.*

Nur ein ausnahmsloses Frackingverbot kann einen solchen Risikoausschluss garantieren.

Auch der Deutsche Bauernverband lehnt die Einfihrung der Fracking-Technik in Deutschland ab,
da die bauerliche Landwirtschaft, wie die GroRRbetriebe der Agrarerzeugung, in hohem Malde von
einwandfreiem Grundwasser abhangig ist. Kdme kontaminiertes Grundwasser in den
Erzeugerkreislauf, wirde mehr oder weniger bald die Produktion nicht mehr moglich sein. Auch die
grofien Anbauflachen mit Bewasserungssystemen kdnnten dann nicht mehr betrieben werden,
wenn durch die Bewasserung der Boden mit Schadstoffen angereichert wiirde, die in der Folge von
den Pflanzen aufgenommen wirden.

Damit liegt bei Fracking ein unabsehbares Konfliktpotential &hnlich wie bei den GroRprojekten
"Endlager Gorleben" oder "Stuttgart 21" vor. Fracking ist also auch aus der Sichtweise auf
demokratische Gesellschaftsstrukturen als problematisch zu bewerten.

Die vorgelegten Entwlrfe zu Rechtsanderungen héatten jedoch zur Folge, dass zukiinftigen
Bohrungen mittels Fracking Tur und Tor gedffnet wirde, und zwar weiter als bisher, weil durch eine
bundesweite Regelung die in einigen Landern bestehenden Moratorien aulRer Kraft gesetzt wiirden.

Die bisherigen Erkenntnisse lassen zudem darauf schlie3en, dass grof3e Bereiche Deutschlands
und immer mehr Bundeslander von Fracking betroffen sein wirden. Die resultierenden Schaden
waren entsprechend grofiflachig.

In zeitlicher Hinsicht ist davon auszugehen, dass beispielsweise Grundwasserreservoirs
kontaminiert werden konnen; diese Schaden waren dauerhaft. In den USA wurden bereits
Trinkwasservorkommen durch Fracking verschmutzt.

Diese Gefahr wiirde auch nicht durch ein Verbot des Frackings in Wasserschutzgebieten und
Heilquellenschutzgebieten ausgeschlossen, da solche Gebiete ihr Grundwasser regelmafig aus
den flachenmallig wesentlich gréReren, sie umgebenden Grundwassereinzugsgebieten ziehen.
Somit kdnnen Wasserschutzgebiete und Heilquellenschutzgebiete auch durch Frackvorgange
geschadigt werden kénnen, die aul’erhalb ihrer Grenzen liegen.

Die Rechtsanderungsentwurfe zeigen keine Losung dieser Probleme auf, sondern versuchen
lediglich eine Regelung der Anwendung der Frackingtechnik herbeizuflihren.

Angesichts der ungeldsten und nicht I6sbaren Probleme ist — dhnlich wie bei der angeblich
friedlichen Nutzung der Atomenergie — eine Anwendung des Frackings nicht zu verantworten.

Aufgrund des erforderlichen Schutzes des Wassers auch aufierhalb ausgewiesener Schutzzonen
ist daher anstelle des vorgelegten Gesetzentwurfs ein eigenes Gesetz fir ein generelles Verbot
von Fracking zu verabschieden.

Ein derartiges Verbot ist auf Grund der bestehenden unvertretbaren Risiken des Frackings
erforderlich, aber auch angemessen, da es den Schutz wichtiger Rechtsgtiter bezweckt. Sowohl
die menschliche Gesundheit als auch der Schutz der natirlichen Lebensgrundlagen geniel3en
Verfassungsrang. Zur Méglichkeit des Verbots von Fracking siehe insbesondere Anne Haxwell;
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Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestags: Férderung von unkonventionellem Erdgas —
Méglichkeiten der rechtlichen Beschrénkung - WD 3 — 3000 — 372/10.

Das Verbot konnte mittels der Einflgung eines § 49a in das Bundesberggesetz (BBergG) realisiert
werden.

Systematisch kénnte es in den Dritten Teil ,Aufsuchung, Gewinnung und Aufbereitung®, Dritter
Abschnitt ,Verbote und Beschrankungen® (§§ 48, 49 BBergG) eingefugt werden. Nach den
allgemeinen Verbots- und Beschrankungsmoglichkeiten des § 48 BBergG und den
Konkretisierungen des § 49 BBergG wirde § 49a BBergG der folgenden Form eine weitere
Konkretisierung darstellen:

,§ 49a Verbot der Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschétzen mittels Hydraulic Fracturing
Die Aufsuchung und Gewinnung von Bodensché&tzen mittels Hydraulic Fracturing ist verboten.”

In ihrem Eckpunktepapier vom 4.7.2014 versprechen Bundes-Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel
und Bundes-Umweltministerin Barbara Hendricks die Einflhrung ,der strengsten Regeln®, die es im
Bereich Fracking jemals gab. Dieses Versprechen gilt es nun einzulésen.

Die strengsten Regelungen haben Frankreich und seit einigen Monaten die belgische Region
Flandern - indem sie Fracking untersagt haben. Auch der US-Bundesstaat New York verkindete
vor kurzem ein Verbot.

Statt eines Rechtsanderungspakets zur Einfihrung von Fracking ist daher sowohl aus Griinden des
Umwelt- und Gesundheitsschutzes wie auch aus Griinden der politischen Glaubwirdigkeit ein
Gesetz erforderlich, das Fracking ausnahmslos verbietet.

lll. Geplante Anderungen von WHG, BNatSchG und fehlende Anforderungen

Neben dem Fehlen eines rechtlich normierten ausnahmslosen Fracking-Verbots weisen die
vorgelegten Rechtséanderungsentwirfe groRe Defizite auf. Durch die formulierten
Ausnahmeregelungen und Einschrankungen von geplanten Bestimmungen kdnnte die
Frackingtechnik in Deutschland zuklnftig grof3flachig eingesetzt werden. Die
Rechtsanderungsentwirfe werden daher abgelehnt.

1. Geplante Charakterisierung von Fracking und Verpressung als Benutzungen

GemalR der geplanten Fassung des § 9 Abs. 2 WHG sollen Fracking sowie die Verpressung von
Lagerstattenwasser und Flowback explizit als Gewasserbenutzungen aufgefihrt werden. Damit
wird zwar klargestellt, dass fur ihre Anwendung gemaf § 8 WHG grundsatzlich eine Erlaubnis
erforderlich ist. Gleichwohl wird aber auch klargestellt, dass die Anwendung von Fracking und
Verpressmallnahmen grundsatzlich zulassungsfahig sind. Dies wird ihrem Gefahrenpotential nicht
gerecht.

Gemal § 48 Abs. 1 WHG darf eine Erlaubnis fir das Einbringen und Einleiten in das Grundwasser
nur erteilt werden, wenn eine nachteilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen
ist. Von genau einer derartigen Besorgnis ist aber bei Fracking und Verpressmaflinahmen
auszugehen.
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Aus diesem Grund ist es sachlich geboten, einen Absatz 3 in § 48 WHG einzufugen, der klarstellt,
dass fUr Fracking sowie die Verpressung von Lagerstattenwasser und Flowback eine nachteilige
Veranderung der Wasserbeschaffenheit zu besorgen ist.

Anderenfalls besteht die Gefahr, dass ein zunehmender Druck auf die Wasserbehdrden ausgetibt
wird. Denn die Entscheidung durch die Wasserbehoérde erfolgt erst dann, wenn die neu
geschaffene Kommission und die zustandige Bergbehdrde beflirwortend geprift haben. Damit sind
Konflikte vorprogrammiert, bei denen die Wasserbehdrden bereits jetzt als schwacherer Teil einer
potentiellen Auseinandersetzung angesehen werden missen.

Dies gilt insbesondere deshalb, weil beispielsweise in Niedersachsen die Wasserbehdrden den
Gewasserkundlichen Landesdienst beteiligen mussen. In Niedersachsen wird dieser vom Bergamt
selbst verkorpert. Weigert sich die Wasserbehdde, der Stellungnahme der Bergbehdrde zu folgen
und beabsichtigt, die Erlaubnis zu versagen, lauft sie bzw. der Landkreis oder die kreisfreie Stadt
Gefahr, vom Antragsteller auf Schadensersatz verklagt zu werden. Dabei sind die Chancen der
Wasserbehorde, den Schadensersatzanspruch abzuwehren, aufgrund der sich widersprechenden
Behdrdenauffassungen deutlich reduziert.

Noch problematischer wird es fur die Vorhaben, die zukunftig einer UVP-Pflicht unterfallen und far
die mithin eine Planfeststellung erforderlich ist. In diesen Fallen wird das zustandige Bergamt die
federfuhrende Behdrde sein und selbst fur die Erteilung der Erlaubnis zustandig sein. Die
Wasserbehdrde ware damit nur zu beteiligen. Da sich die Bergbehorde bei einer positiven
Einschatzung des Vorhabens nicht in Widerspruch zu sich selbst begeben wird, ist der Einfluss der
Wasserbehdrden deutlich reduziert.

Soweit die Regelung zum Ziel gehabt hat, die Wasserbehoérden zu starken, bewirkt sie das
Gegenteil.

Durch die Bohrtatigkeit zur Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen in Deutschland,
die bereits einen Zeitrahmen von 100 Jahren Uberschreitet, ist der Untergrund in vielen Gebieten
Deutschlands bereits engmaschig durchbrochen worden und die Barriereschichten wurden
geschwacht. Aufgrund der beschrankten Haltbarkeit der Zementierungen der Altbohrungen ist zu
erwarte, dass diese zu einem erheblichen Teil undicht sind. Die kann zu entsprechenden Unfallen
fuhren, Daher ist jegliche Form der Druckausibung im Umkreis dieser Altbohrungen zu verbieten.

Aus diesem Grund ist es sachlich geboten, einen Absatz 4 in § 48 WHG einzufligen, der jegliche
Druckaustbung im Untergrund, sei es durch Fracking, Verpressen von Flowback, CO»-
Verpressung oder vergleichbare Ma3nahmen verbietet. Der Umkreis um die Altbohrungen muss
dabei alle nutzbaren Grundwasservorkommen, einschlielich Solevorkommen umfassen.

2. Standortspezifische Merkmale nach § 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 WHG (Schutzgebiete)

Gemal § 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 WHG ist die Erlaubnis fur eine Gewasserbenutzung durch Fracking
oder Versenktatigkeiten zu versagen, wenn sie in oder unter

e Wasserschutzgebieten

e Heilquellenschutzgebieten

e Gebieten, aus denen Uber oberirdische Gewasser der gesamte Oberflachenabfluss in einen
naturlichen See oder in eine Talsperre gelangt, aus dem oder aus der unmittelbar Wasser
fur die 6ffentliche Wasserversorgung entnommen wird, erfolgen.
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Hierzu ist festzustellen, dass damit Uber 80% der Flache Deutschlands grundsatzlich fur Fracking
und die Verpressung von Lagerstattenwasser freigegeben werden.

Daran andert auch § 13a Abs. 3 WHG nichts, der es den Landern grundsétzlich erlaubt,
Trinkwassergewinnungsgebiete mittels Landesrecht auszuweisen. Denn damit bleibt es den
Landern Uberlassen, ob sie dem Trinkwasserschutz oder 6konomischen Aspekten wie Einnahmen
aus der Foérderabgabe den Vorzug geben.

Zudem gibt es jedoch eine Vielzahl weiterer Grundwassernutzer, die keinen Schutz durch die
aufgeflihrten Gebiete genieflden. Mineralbrunnen, Brunnen flr Brauereien, Brunnen fir die
Lebensmittelverarbeitung, Brunnen und Ansaugstellen fur die Agrarbewasserung, Brunnen fur
Gartnereibetriebe, die Lebensmittel produzieren, private Trinkwasserbrunnen, Viehtranken sowie
tausende Brunnen zur Gartenbewasserung fallen hierunter. Auch die Gewinnung von Sole, sei es
zur Salzgewinnung oder fur Heilzwecke, wird durch den Gesetzentwurf nicht erfasst. Alle diese
Grundwassernutzer wirden den Gefahren des Frackings ausgesetzt werden.

Dies wird auch nicht dadurch verhindert, dass gemaf § 13a Abs. 4 Nr. 2 WHG bzgl. Fracking und
gemal § 13a Abs. 5 Nr. 2 WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis nur erteilt werden darf, wenn im
Einzugsbereich von Stellen zur Entnahme von Wasser fur die 6ffentliche Wasserversorgung oder
zur unmittelbaren Verwendung in Lebensmitteln eine nachteilige Veranderung der
Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist.

Diese Bestimmungen erhéhen das Schutzniveau nicht. Vielmehr wird lediglich der in § 48 WHG
festgelegte Besorgnisgrundsatz wiederholt. § 48 WHG stellte jedoch fiir die bisherigen tber 300
Frac-Malinahmen und zahlreichen Verpresstatigkeiten in Niedersachsen und Schleswig-Holstein,
trotz eingetretener Schaden, keinen Verweigerungsgrund dar. Insofern wird auch diese neue
Regelung wirkungslos bleiben.

Daher ist ein ausnahmsloses Frackingverbot ohne Anforderungen an den Schutzstatus von
Gebieten festzulegen.

3. Standortspezifische Merkmale nach § 23 Abs. 3 BNatSchG, § 24 Abs. 3 BNatSchG und §
33 Abs. 1a BNatSchG

Gemal § 23 Abs. 3 BNatSchG soll die Errichtung von Anlagen, zur Durchfiihrung von
Gewasserbenutzungen durch Fracking und Verpressvorhaben untersagt werden. Gemaf § 24 Abs.
3 BNatSchG soll dies auch in Nationalparks gelten.

Die geplanten Regelungen stellen keinen wirksamen Schutz dieser Gebiete dar. Denn sie verbieten
lediglich die Errichtung von derartigen Anlagen in diesen Gebieten. Es ware hingegen zulassig,
derartige Anlagen aulRerhalb dieser Gebiete zu errichten und in diese mittels horizontal abgelenkter
Bohrungen hinein zu fracken bzw. in diese hinein zu verpressen. Damit sind nicht die
Rissausbreitungszonen, sondern die Lage des Bohrplatzes fir die Anwendung der Regelungen
relevant.

Ein Ausschluss des Frackings in Naturschutzgebieten und Nationalparks schitzt diese nicht vor der
Kontamination durch die Chemikalien, die bei Bohrungen, in 4 - 5 km Entfernung in die Erde
eingebracht werden, da die Horizontalbohrungen unterirdisch kilometerweit verlaufen und somit
auch diese erreichen kdnnen.
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Es ist auch als erheblicher Mangel anzusehen, dass kein Mindestabstand von der Stelle des
Bohrlochs zur Grenze eines Schutzgebiets, bei dem Gefahren fur das Schutzgebiet sicher
ausgeschlossen werden kdnnen, oder eine nachvollziehbare Methode zur Ermittlung eines
Mindestabstands, festgelegt wurden.

Fur Natura 2000 Gebiete gemal § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG (Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung gemaf § 7 Abs. 1 Nr. 6 BNatSchG und Europaische Vogelschutzgebiete gemai § 7
Abs. 1 Nr. 7 BNatSchG) werden diese Anforderungen sogar noch reduziert. Hier durfen Anlagen
zur Forderung von Tight-Gas errichtet werden und es darf eine Verpressung von Flowback und
Lagerstattenwasser aus diesen Tatigkeiten erfolgen. Damit kehrt sich die bestehende Logik um, fir
wertvollere Gebiete héhere Schutzstandards festzulegen.

Die in der Gesetzesbegriindung vorgetragene Argumentation, diese reduzierten Schutzstandards

ware deshalb sachgerecht, weil man die Auswirkungen der Tight-Gas-Forderung im Vergleich zur
Schiefergas- und Kohleflézgasférderung gut kennen wirde, ist dabei nicht nachvollziehbar. Bisher
existieren kein systematisches Monitoring und keine systematische Auswertung der Auswirkungen
der Tight-Gas-Foérderung.

Zudem begegnet die Errichtung von Anlagen zur Férderung von Tight-Gas aus diesen Gebieten
oder zur Verpressung von Flowback und Lagerstattenwasser in diesen Gebieten erheblichen
europarechtlichen Bedenken. Nach der europaischen FFH-Richtlinie sowie der
Vogelschutzrichtlinie unterliegen diese Gebiete einem besonderen Schutz.

Insgesamt ist festzustellen, dass unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle
Gebiete fur Fracking und Verpresstatigkeiten freigegeben werden sollen.

4. Standortspezifische Merkmale (Art des Bodenschatzes)

Fracking zur Gewinnung von Tightgas, Schieferdl und sonstigem Erdél ware auf Grund der
Rechtsénderungsentwirfe in den nicht ausgeschlossenen Gebieten grundsatzlich zulassig. Dies
entspricht Uber 80 % der Flache Deutschlands. Durch diese fehlenden Beschrankungen kann
Fracking praktisch flachendeckend erfolgen. Dies entspricht nicht dem angekiindigten
Frackingverbot.

5. Standortspezifische Merkmale nach § 13a Abs. 1 S .1 Nr. 1 WHG (Tiefe)

Auch die Férderung von Schiefergas und Kohleflézgas wird durch die Anderung des WHG nicht
ausgeschlossen, sondern explizit moglich.

In § 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WHG wird eine Differenzierung der Gasgewinnung mittels Fracking fur
Schiefergas und Kohleflozgas eroffnet. Unterhalb 3000 m wird Fracking vollstandig freigegeben.
Oberhalb von 3.000 m ist Fracking méglich, wenn dies eine Kommission befiirwortet.

Fur die Festlegung einer 3.000 m-Tiefengrenze gibt es keine naturwissenschaftliche Begriindung.
Eine Analyse, dass Fracking in 3.000 m ungefahrlicher ist als oberhalb dieser Grenze wurde bisher
nicht vorgelegt. Vielmehr ist davon auszugehen, dass hier eine Orientierung an der Potentialstudie
der Bundesanstalt fir Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) erfolgte.

Zwei Drittel des Schiefergases werden von der BGR im Unterkarbon bei rund 5000 m verortet.
Damit ist davon auszugehen, dass durch die 3.000 m-Grenze nicht das Grundwasser, die Umwelt
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und die Gesundheit der Menschen geschiitzt werden, sondern die Ausbeutbarkeit des Grofteils
der Schiefergasvorkommen sichergestellt werden soll.

Eine grofle Gefahrdung besteht zudem nicht nur im Aufbrechen des Gesteins, sondern durch
Handhabung und Transport der Chemikalien Ubertage, durch den entstehenden Verkehr,
Abgasentwicklung etc. Dies ist vollkommen unabhangig von der Tiefe, in der das Gestein
zertrummert wird.

6. Die Frackingkommission gemaR § 13a Abs. 6 WHG — ErprobungsmafRnahmen geman
§ 13a Abs. 2 WHG

Auch oberhalb der Grenze von 3.000 m kann gefrackt werden. Dazu muss es sich gemaR § 13a
Abs. 2 WHG um Erprobungsmafinahmen mit dem Zweck handeln, die Auswirkungen der
Malnahmen auf die Umwelt zu erforschen. Fir diese Erprobungsmafinahmen liegen keine
technischen oder umweltrechtlichen Anforderungen vor. Damit sind beliebige Emissionen in die
Umwelt und daraus resultierende Umweltschaden mdglich. Alleiniges rechtliches Kriterium ist die
Erforschung der Umweltauswirkungen.

Moglich ist zudem, dass diese ErprobungsmalRnahmen nicht nur dem Erkenntnisgewinn dienen,
sondern es einem Unternehmen ermdglichen, notwendige erste Schritte flr die Schiefergas- oder
Kohlefldzgasforderung vorzunehmen und so die industrielle Férderung vorzubereiten.

Gemal § 13a Abs. 6 WHG setzt die Bundesregierung zur wissenschaftlichen Begleitung eine
Kommission ein. Sie setzt sich zusammen aus

1. einem Vertreter der Bundesanstalt fur Geowissenschaften und Rohstoffe,

2. einem Vertreter des Umweltbundesamtes,

3. einem Vertreter eines Landesamtes fur Geologie, das nicht fur die Zulassung der
Erprobungsmaflnahmen zustandig ist,

4. einem Vertreter des Helmholtz-Zentrums Potsdam Deutsches GeoForschungsZentrum,

5. einem Vertreter des Helmholtz-Zentrums fir Umweltforschung Leipzig sowie

6. einem Vertreter einer geeigneten universitaren Forschungseinrichtung, der vom Bundesrat
benannt wird.

Diese Kommission soll die ErprobungsmalRnahmen wissenschaftlich begleiten und auswerten.
Hierzu und zum Stand der Technik soll sie jahrlich, beginnend mit dem 30.6.2018,
Erfahrungsberichte erstellen.

Eine kritische Analyse ist von diesem Gremium jedoch nicht zu erwarten.

So mangelt es dem Gremium bereits an der notwendigen pluralistischen Zusammensetzung, wie
sie andere Kommissionen, z.B. die Kommission fur Anlagensicherheit gemafl § 51a BImSchG
aufweisen. Auffallig ist, dass bei der hier vorgesehenen Frackingkommission kritische
Wissenschaftler aus der Zivilgesellschaft, Umweltverbande und Burgerinitiativen ausgeschlossen
sind.

Vielmehr muss davon ausgegangen werden, dass die Ergebnisse der Frackingkommission
vorprogrammiert sind.

Sowohl von der BGR wie auch den beiden Helmholtz-Zentren, also 50% der Kommission, ist eine
ausgesprochen positive Haltung gegeniber dem Fracking-Verfahren bereits bekannt.
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Das GFZ Potsdam ist eine der wichtigsten Sdulen des von der Industrie gesponserten GASH-
Projekts sowie der "Shale Gas Information Plattform". Das ebenfalls nominierte Schwesterinstitut
UFZ trat hingegen als fachlicher Kopf von Exxons Expertenkreis-Dialog in Erscheinung. Und auch
die BGR lasst keinen Zweifel an ihrem Selbstverstandnis als Wegbereiter flir den Bergbau
aufkommen. In der ,Hannover-Erklarung“ bekundeten diese Institutionen bereits im letzten Sommer
ihre beflirwortende Haltung.

Da die sechskopfige Frackingkommission mit einfacher Mehrheit entscheidet, kann gegen drei
Stimmen keine Entscheidung gefallt werden. Je nachdem, wie der Vertreter eines Landesamtes fir
Geologie oder einer universitaren Forschungseinrichtung ausgewahlt werden, kann es auch zu
einer inhaltlich verfestigten Situation kommen, in der kritische wissenschaftliche Stimmen nicht
mehr hinreichend bei der Formulierung, Darstellung und Wirdigung der Ergebnisse reprasentiert
sind.

Dies ist umso bedenklicher, da die Kommission auch Uber den Stand der Technik entscheiden soll.
Da sie eine personelle Schlagseite bzgl. des Bereichs Geologie besitzt, ist nicht gesichert, dass
anlagentechnische Sachverhalte angemessen eingeordnet und bewertet werden.

Die Einsetzung der Kommission ist daher bereits flr den Bereich der Erprobungsmafinahmen
abzulehnen.

Der Erkenntnisgewinn auf der Grundlage von ihr zu beurteilender weniger, einzelner Bohrungen bis
2018 ist zudem fraglich. Nimmt man die zweite UBA-Studie zur Grundlage, ist grob Uberschlagen
mit einer Haufigkeit von etwa 1:100 an schweren Stérungen bei Bohrung und Frac zu rechnen. Die
Anzahl der niedergebrachten Probebohrungen ist somit zu gering, um eine seriése Aussage zur
Beherrschbarkeit zu treffen.

Angesichts von prognostizierten 50.000 Bohrungen ware ihre Anzahl jedoch zugleich zu grof3, da
sich hieraus Schadensereignisse in der GréRenordnung von 500 Ereignissen ergeben.

Aus diesem Grund sind sowohl Fracking-Probebohrungen wie der Einsatz der gesamten Technik
abzulehnen.

7. Die Frackingkommission gemaR § 13a Abs. 6 WHG — wirtschaftliche Folgenutzung geman
§ 13a Abs. 7 WHG

Die Aufgaben der Kommission beschranken sich jedoch nicht nur auf die Erstellung von
Erfahrungsberichten und die Ermittlung des Stands der Technik.

Daruber hinaus wird der Kommission gemaf § 13a Abs. 7 Nr. 1 WHG die Moglichkeit eingerdumt,
ab 2018 betreffende Schichten, die flacher als 3000 m sind, auf der Grundlage eines von der
Frackingkommission mehrheitlich verfassten Berichts fur grundsatzlich unbedenklich zu erklaren.

Dies zeugt von mangelndem Verstandnis der relevanten Risiken. Denn geologische
Stérungszonen, hydrogeologische Verhaltnisse, Auspragung der Deckschichten usw. sind
Uberwiegend standortspezifische Merkmale und entziehen sich einer Verallgemeinerung. Damit
kann die vorgesehene Regelung auch dazu genutzt werden, jedes Projekt als Forschungsvorhaben zu
rechtfertigen. Bereits aus diesem Grund ist § 13a Abs. 7 Nr. 1 WHG zu streichen.
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Darlber hinaus wirden - auf Grund der nicht einheitlichen unterirdischen geologischen Verhaltnisse -
Forschungsvorhaben nur standortgebundene Ergebnisse liefern. Insofern kann die vorgesehene
Regelung dazu missbraucht werden, jedes Projekt als Forschungsvorhaben zu rechtfertigen

Der Wegfall des § 13a Abs. 7 Nr. 1 WHG ist auch aus einem weiteren Grund geboten. Mit der
EinfUhrung dieser Passage soll der letzte geologische Hinderungsgrund gegen den Einstieg in eine
industrielle Forderung von Schiefergas und Kohleflézgas entfallen kdnnen. Auf der Grundlage der
Stellungnahme weniger Personen soll die zustandige Behdrde nun entscheiden kdnnen, dass eine
wasserrechtliche Erlaubnis fir das Fracking-Verfahren in einer Formation, die flacher als 3000 m
ist, erteilt werden kann. Angesichts des faktischen Drucks, den die Entscheidung der Kommission
mit sich bringen wird, durfte sich die Behorde kaum der Erteilung der Erlaubnis entziehen konnen.
Damit kommt der im Wesentlichen einseitig besetzten Frackingkommission eine faktische Macht
zu, die nicht mehr mit partizipativen und pluralistischen Strukturen in Einklang zu bringen ist.

8. Einstufung der Frackfliissigkeiten gemaR den Wassergefahrdungsklassen des WHG und
der VwVwS

Als letzter relevanter Hinderungsgrund fiir den Einsatz der Frackingtechnik im Rahmen des § 13a
WHG verbleibt die Einstufung der verwendeten Frackflissigkeiten in eine
Wassergefahrdungsklasse, die fur die jeweilige Benutzung unzulassig ist.

So dirfen bei Erprobungsmalfinahmen nur Gemische verwendet werden, die nicht
wassergefahrdend i.S.v, § 62 WHG i.V.m. den Vorschriften der VwVwS sind. Fur die industrielle
Forderung von Bodenschatzen, die 3000 m betragen oder tiefer liegen sowie fur die industrielle
Forderung von Tightgas, Schierferdl und sonstigem Erdél in Gesteinsschichten, die flacher als
3.000 m sind, ist sogar die Verwendung schwach wassergefahrdender Gemische maoglich.
Beflrwortet die Fracking-Kommission die industrielle Férderung von Schiefergas und Kohleflézgas
in Gesteinsschichten, die flacher als 3.000 m sind, diirfen auch hier Gemische zum Einsatz
kommen, die nicht wassergefahrdend sind.

Die Begriffe ,nicht wassergefahrdend” oder ,schwach wassergefahrdend” bedeuten jedoch nicht,
dass diese Gemische frei von Schadstoffen sind, die die Qualitat des Grund- und Trinkwassers
negativ beeinflussen wirden. In diesen Gemischen durfen durchaus Stoffe enthalten sein, die
gefahrlich im Sinne der Stoffrichtlinie (67/45/EWG) oder der CLP-Verordnung (Verordnung
1272/2008) sind. Gemal der VwWVwS und des Leitfadens ,Einstufung von Stoffen und Gemischen
in Wassergefahrdungsklassen® der Kommission Bewertung wassergefahrdender Stoffe hangt die
Einstufung von den vorliegenden R-Satzen und einem Punktesystem ab.

Diese Vorgehensweise mag fir die in § 62 Abs. 1 WHG aufgeflihrten industriellen Tatigkeiten
angemessen sein. Allerdings war beim Erlass des WHG bzw. der Formulierung des § 62 WHG, der
VwVwS und des Leitfadens hierzu nicht erkennbar, dass diese Wassergefahrdungsklassen auch
fur die Einbringung von Gemischen mit gefahrlichen Stoffen in grofien Mengen in den Untergrund
Anwendung finden sollen.

Daher ware es sachlich geboten, rechtlich auszuschlieflen, dass im Rahmen der Anwendung der
Frackingtechnik Stoffe in den Untergrund gelangen, die mindestens ein Gefahrdungsmerkmal
gemal der CLP-Verordnung aufweisen. Zusatzlich sind gefahrliche Stoffe gemalt REACH
auszuschlie3en, z.B. endokrine Substanzen.
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Dies ist jedoch nicht erfolgt. Vielmehr ist eine Kontamination des Grundwassers durch die
Verwendung der Wassergefahrdungsklassen moglich. Fir die Benutzung problematischer
Fracfluide stellt diese rechtliche Konstruktion keine wirksame Schranke dar.

Somit legitimiert das vorgelegte Rechtsdnderungspaket den Einsatz von Fracking mit
problematischen Fracfluiden in fast allen Gebieten, allen Gesteinsschichten und allen Tiefen.

9. Fehlende standortspezifische Merkmale sowie das Verhaltnis zu Raumordnung und
Bauleitplanung

Grundsatzlich werden im modernen Umweltrecht der Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
und sonstigen Gefahren bzw. das Vorsorgeprinzip durch Immissionsgrenzwerte,
Emissionsbegrenzungen, konstruktive anlagentechnische Mallnhahmen und geeignete
Flachenzuordnungen (Ausschlussgebiete und Abstandsbestimmungen) sichergestellt. Diesen
Anforderungen genigt das Rechtsanderungspaket nicht.

So fehlt es auf der Ebene der Raumplanung und Bauleitplanung an entsprechenden
Ausschlusskriterien. Zwar weist der Entwurf zur Anderung des WHG ein Verbot des Frackings u.a.
in Wasserschutzgebieten, Heilquellenschutzgebieten (§ 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 WHG) sowie die
Moglichkeit des landesrechtlichen Verbots auf. Jedoch weist der Entwurf des WHG kein Verbot in
bzw. keinen angemessenen Abstand zu den Gebieten auf, die in Anhang | dieser Stellungnahme
aufgeflihrt sind.

Damit fehlen den Rechtsanderungsentwirfen notwendige Weichenstellungen. Es ware festzulegen,
dass auf der Ebene der Raumordnung, Landesplanung und Regionalplanung die in Anhang |
aufgeflihrten Gebiete als Ausschlussgebiete fir die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur
Durchfihrung von Fracking- oder Versenkmal3nahmen gelten und dass auch Horizontalbohrungen
von aufderhalb in den Untergrund dieser Ausschlussgebiete zur Durchfuhrung von Fracking- oder
Versenkmalinahmen nicht zuldssig sind.

10. Fehlende Abstandsregelungen

Als defizitar ist auch die fehlende Festlegung von Schutzabstanden zu betrachten. Dies steht in
deutlichem Gegensatz zu der wiederholt geaulRerten Behauptung, mit den
Rechtsanderungsentwirfen wiirde das weltweit scharfste Frackingrecht geschaffen.

So gibt es in weiten Teilen der USA erhebliche strengere Abstandsregeln als nach Umsetzung des
vorliegenden Entwurfs, auch wenn diese nach Ansicht vieler Beobachter und nach den
Ergebnissen der immer zahlreicher werdenden U.S.-Studien zu Erkrankungen durch Emissionen in
den Fdrdergebieten bei weitem nicht ausreichen.

In den USA sind haufiger 2000 Fuf3, also Gber 600 m, als Abstand zur Einzelbebauung festgelegt.
In Australien sind um Siedlungsflachen als Ausschlusszonen zusatzliche Pufferzonen von 2000 m
vorgesehen. Selbst hinter den unzureichenden Abstand von 100 m zur Einzelbebauung, der in
Niedersachsen existiert, fallt das vorgelegte Rechtsanderungspaket zurlick. Vorgeschriebene
Abstande zu Brunnen fehlen in Deutschland zudem véllig.

Dies ist besonders problematisch, da Quellen, Brunnen und unterirdische bekannte grofle
Grundwassersysteme zur Trinkwassergewinnung einen gentigend grofen Schutzbereich um sie
herum bendtigen, der sicher stellt, dass etwaige Kontaminationen nicht unmittelbar ihre Funktion
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bedrohen. Bei Mineralquellen mangelt es zudem an einer stark vergroRerte Schutzzone um sie
herum, das sich aus der besonderen Reinheitsforderung ergibt.

Zudem fehlt jeglicher Schutz vor Eintragen uber die Luft, verursacht durch Abfackeln von Gas,
Unfalle, Betrieb und Undichtigkeiten der Bohrlécher, wie sie flr Fracking typisch sind. Durch die
Notwendigkeit engmaschiger Bohrplatze beim Fracking potenzieren sich die Gefahren gegeniber
der herkdmmlichen Erddl- und Erdgasférderung. Hier ist ein Mindestabstand nach dem Stand von
Wissenschaft und Technik vorzusehen. Die Wassereinzugsgebiete, insbesondere auch die
oberhalb von Schutzgebieten gelegenen FlieRgewasser, sind in den Schutz vollumfanglich
einzubeziehen.

Aulerdem mangelt es an einer analogen Regelung zu § 50 S. 1 BImSchG, wonach bei
raumbedeutsamen Planungen und MalRhahmen angemessene Abstande zwischen sensiblen
Gebieten bzw. Objekten und den entsprechenden Anlagen bzw. Vorhaben sowohl im
Normalbetrieb wie im nicht bestimmungsgemalen Betrieb einzuhalten sind. Angesichts der
Ablenkung von Horizontalbohrungen (bis ca. 4 km) und der Auswirkungen einer obertagigen
Stofffreisetzung von Schwefelwasserstoff im nicht bestimmungsgemafien Betrieb (Radius, in dem
tédliche Folgen auftreten: 1,3 km; Radius, in dem Gesundheitsschaden auftreten: 21 km) enthalten
die Gesetzesentwlrfe wegen der fehlenden Abstandregelungen nicht akzeptable Defizite.

Damit liegt nicht, wie behauptet, ,das weltweit strengste Frackingrecht” vor. Die
Rechtsanderungsentwiirfe fallen sogar hinter in Deutschland Ubliche Standards zurtick.

11. Weiterbestehen der Altfallproblematik fiir Versenkbohrungen

GemalR 104a WHG besteht fir die Nutzung von Anlagen, in denen flissige Stoffe aus
Frackingtatigkeiten oder aus anderen MafRnahmen zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas
oder Erdél anfallen, keine wasserrechtliche Erlaubnispflicht, wenn die Anlage gemal einem
bestandskraftig zugelassenen Betriebsplan nach § 52 BBergG errichtet worden ist oder zu diesem
Zeitpunkt ein bestandskraftig zugelassener Betriebsplan fur die Anlage vorliegt.

Damit werden nicht nur errichtete Anlagen fir Versenkbohrungen privilegiert. Es reicht bereits ein
rechtskraftig zugelassener Betriebsplan ohne jeden Beginn einer Errichtung. Dies steht in
deutlichem Widerspruch zu den Wertungen der WHG-Anderungen, die derartige Vorhaben als
potentiell gefahrentrachtige Anlagen und Tatigkeiten einstufen. Objektiv ist die Verpressung von
Lagerstattenwasser und Fracfluiden nicht als geordnete Entsorgung zu bewerten.

Es widerspricht daher einer vorausschauenden Umweltpolitik, diese Vorhaben von der

Erlaubnispflicht auszunehmen. Vielmehr gehdren die bestehenden Vorhaben auf den Prufstand,
insbesondere da jegliche Evidenz fur die Behauptung fehlt, die gangige Praxis der Verpressung
von Flowback sei unproblematisch. Mithin ist von der Einfligung eines § 104a WHG abzusehen.

12. Fehlende Konkretisierung der Anforderungen an die Zuverlassigkeit des Betreibers

Es ist nicht zu tolerieren, dass eine Explorationsgesellschaft in Deutschland keinen Betrieb und
kein technisches Personal vorhalt, um diese technisch hoch komplexen Arbeitsprozesse tberhaupt
durchflhren zu kénnen. Verflgt sie nicht Gber eigenes Personal, kann sie auch nicht die bendtigte
-EXpertise“ haben, in Deutschland unter den erschwerten Bedingungen der dichten Besiedlung,
Tiefbohrungen zur Kohlenwasserstoff-Férderung abzuteufen.
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Es ist im BBergG festzuhalten, dass das Fehlen dieser Struktur zur Bewertung eines Antragstellers
bzw. Betreibers als unzuverlassig fuhrt und dem Erlass oder dem Bestand gestattender
Verwaltungsakte entgegensteht.

13. Zu spites Inkrafttreten der WHG-Anderung und der BNatSchG-Anderung

Eine Ubergangsfrist von einem halben Jahr gemaR Art. 5 des Gesetzes zur Anderung wasser- und
naturschutzrechtlicher Vorschriften zur Untersuchung und zur Risikominimierung bei den Verfahren
zur Frackingtechnologie ist weder nachvollziehbar noch akzeptabel. Sie erméglicht es Betreibern
insbesondere in Wasserschutzgebieten noch eine Vielzahl von Bohrungen zu beantragen, bevor
die WHG-Anderungen greifen. Hier wére vielmehr eine riickwirkende Frist ab Vorlage dieses
Gesetzentwurfs angemessen.

IV. Mangelnde Transparenz hinsichtlich der Fracfluide

Nach wie vor mangelt es an der notwendigen Transparenz Uber die Zusammensetzung der
eingesetzten Fracflussigkeiten. So verweist § 13b Abs. 1 S. 1 WHG zwar auf § 2 Abs. 1 Nr. 3 UVP-
V Bergbau, wonach gemaR § 2 Abs. 1 Nr. 3 lit. ai.V.m. § 1 Nr. 2a UVP-V Bergbau bei
FrackingmalRhahmen Angaben Uber die Identitat aller Stoffe, die eingesetzt, wiederverwendet,
entsorgt oder beseitigt werden sollen sowie Uber ihre voraussichtliche Menge und Uber ihren Anteil
in Gemischen zu machen sind. Gleiches gilt fur Versenkbohrungen geman § 13b Abs. 1 S. 1 WHG
i.V.m.§ 2 Abs. 1 Nr. 3lit. ai.V.m. § 1 Nr. 2c UVP-V Bergbau flir Versenkbohrungen.

Hierbei fehlt die Klarstellung, dass alle Inhaltsstoffe des jeweiligen Frackfluids (IUPAC-
Nomenklatur, Angabe der CAS-Nummer, Einstufung gemaf CLP-Verordnung bzw. REACH) und
Konzentrationen der Additive im Fracfluid anzugeben sind. Angaben zur Identitdt und Menge der
eingesetzten Additive sind notwendig, um eine seridse Risikoabschatzung vornehmen zu kénnen.
Das Berufen auf Betriebsgeheimnisse kann mit Blick auf die Bedeutung des Schutzes der
Lebensgrundlage Wasser nicht greifen.

Hinsichtlich der Einrichtung des Stoffregisters gemal § 13b Abs. 5 WHG ist festzustellen, dass hier
zwar eine Verordnungsermachtigung festgelegt wird, allerdings kein Zeitpunkt bestimmt wird, bis zu
dem die Stoffdatenbank einzurichten ist. Dies ist zu erganzen.

Es ist auch sicher zu stellen, dass diese Stoffdatenbank hoheitlich betrieben und geflihrt wird und
nicht von der Forderwirtschaft als ,freiwillige Leistung” eingerichtet wird, um vorprogrammierte
Interessenkonflikte zu vermeiden. Der bisherige Kleinversuch der Industrie und der Vergleich der
Verzeichnisse des Branchenverbandes WEG und der ExxonMobil Deutschland belegen die
Notwendigkeit eines offentlich gefuhrten Katasters

V. Fehlende technische Anforderungen
Die Anderungen des WHG und der ABBergV zeichnen sich durch einen zu engen

Anwendungsbereich, fehlende technische Anforderungen sowie mangelnde Konkretisierungen aus.
Damit gehen zahlreiche Anforderungen ins Leere.
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1. Normalbetrieb — das fehlende verbindliche Regelwerk fiir den Betrieb (§ 22b ABBergV)

§ 22b ABBergV soll die technischen Anforderungen sowohl an den Einsatz der Frackingtechnik als
auch an die Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas, Erddl und Erdwarme ohne Einsatz dieser
Technik festlegen. Diesem Anspruch wird § 22b ABBergV nicht gerecht.

Zwar fordert § 22b Nr. 1 ABBergV die Einhaltung des Stands der Technik. Allerdings ist der Stand
der Technik nicht in verbindlichen rechtlichen Regelwerken festgelegt. Es ist zudem nicht
ersichtlich, dass Gberhaupt ein Stand der Technik fur die fraglichen Vorhaben existiert oder ermittelt
wurde. Der Erlass von Bergverordnungen, um den Stand der Technik rechtlich verbindlich
festzulegen, ist anscheinend nicht vorgesehen. In dieser Form wird es der Gas- und Olindustrie
ermdglicht, ein niedriges und preiswertes Schutzniveau durchzusetzen.

Zudem lassen die Erfahrungen aus Landern wie den USA, wo Fracking grof¥flachig eingesetzt wird,
den Schluss zu, dass der gegenwartige Stand der Technik nicht zufriedenstellend ist hinsichtlich
Sicherheit und Unbedenklichkeit.

Entsprechendes gilt fur die Integritat des Bohrlochs, die gemal § 22b Nr. 2 ABBergV nach dem
Stand der Technik sicherzustellen ist. Was dies hinsichtlich konkreter Anforderungen bedeutet, ist
unklar. In den USA ist die Integritat von 7% der Bohrlécher bereits kurz nach dem Einbau nicht
mehr gegeben. Sollte dies der Stand der Technik sein, der auch in Deutschland vorgesehen ist,
ware dies nicht akzeptabel.

Gemal § 22b Nr. 4 ABBergV sind im Hinblick auf die Seismik MaRnahmen fir einen kontrollierten
Betrieb zu ergreifen. Dieser Begriff hat in der ABBergV keine Legaldefinition erfahren. Soweit damit
der von Ruter entwickelte und von ihm in der Literatur zitierte ,kontrollierte Betrieb® gemeint ist, ist
dies abzulehnen, Denn dieser ,kontrollierte Betrieb“ genugt weder Vorsorgeanforderungen noch
den Anspriichen der Gefahrenabwehr. Vielmehr stellt dieser ein Verfahren dar, welches testet, ab
wann die ersten inakzeptablen Schaden eintreten.

Doch auch diese wird der ,kontrollierte Betrieb® nicht sicher ermitteln kdbnnen, da seismische
Ereignisse aus der Férderung von Kohlenwasserstoffen haufig erst deutlich zeitverzogert eintreten.

2. Das unspezifische Monitoring

§ 13b Abs. 2 WHG regelt das Monitoring bzgl. der Beschaffenheit des Grundwassers und der
oberirdischen Gewasser bei Frackingvorhaben und Versenkbohrungen. § 13b Abs. 3 WHG i.V.m.
§ 22b S. 1 Nr. 2, 3 ABBergV setzt zudem Anforderungen an die regelmaRige Uberwachung zur
Integritat des Bohrlochs sowie zu Lagerstattenwasser und Ruckfluss fest.

Fir Umfang, Methodik und Tiefe dieses Monitorings gibt es keinen Mindeststandard. Die
Anforderungen an das Monitoring werden vielmehr von der zustandigen Behorde im Rahmen der
Erteilung der Erlaubnis festgelegt. Damit ist nicht gesichert, dass ein Monitoring auf hohem Niveau
erstellt wird

Insbesondere ist es erforderlich, dass die Beschaffenheit des Grundwassers und der oberirdischen
Gewasser bereits vor der Durchflihrung von MalRnahmen bestimmt wird. Nur dann kann ein
Monitoring "wahrend und nach" irgendwelcher MalRnahmen entsprechende Veranderungen
feststellen
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3. Die Freisetzung von Methan

Gerade die Anwendung der Frackingtechnik besitzt eine ausgesprochen schlechte Klimabilanz
aufgrund der Freisetzung von Methan. Neu ermittelte Leckageraten fuhren zu Freisetzungen bis zu
12%. der geférderten und transportierten Gasmenge. Angesichts der Klimarelevanz von Methan,
welches das 100-fache Treibhausgaspotential von Kohlendioxid, bezogen auf 20 Jahre, und immer
noch das 20-fache Treibhausgaspotential, bezogen auf 100 Jahre, besitzt, betragt somit die CO,-
Dunkelziffer 1.200%. bzw. Gber 200%

Diesem scheint nun auch der Verordnungsgeber Rechnung tragen zu wollen. So verlangt er in §
22b Nr. 5 ABBergV MalRnahmen zur Erhebung der Methanemissionen zu ergreifen und die
Emissionen zu reduzieren. Allerdings bleibt unklar, welche Malinhahmen nach dem Stand der
Technik ergriffen werden missen.

Zudem stehen die MaRnahmen noch einmal explizit unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit. Im
Hinblick auf die enorme Klimarelevanz von Methanemissionen sind MalRnahmen nach dem Stand der
Technik zu ergreifen, unabhangig davon, ob diese von den Unternehmen als "zumutbar" empfunden
werden. Der Begriff "zumutbar" ist zu streichen

Auch ein Verzicht auf den Einsatz von Fracking, bis Messungen und sichere
ReduktionsmalRnahmen bei bereits bestehenden Bohrungen erfolgt sind, ist nicht vorgesehen.

Angesichts dieser ungeklarten Situation ist es nicht zu verantworten, den Einsatz der
Frackingtechnik zu forcieren.

4. Nicht bestimmungsgemaRer Betrieb — fehlender Schutz vor Schadensereignissen

Weiterhin fehlt es an einer anlagenbezogenen Berlicksichtigung von Aspekten der
Anlagensicherheit und Stoérfallvorsorge.

So ware es geboten, Anlagen zum Fracking grundsatzlich unter den Geltungsbereich der Storfall-
Verordnung (12. BImschV) zu stellen und zu klaren, dass aufgrund von § 3 Abs. 5 BImSchG ein
Betriebsbereich i.S.d. Storfall-Verordnung vorliegen kann.

Da auch keine anderen Regelungen zur Anlagensicherheit getroffen werden sollen, mangelt es
insbesondere an
o der Pflicht, Vorkehrungen zu treffen, um Stérfalle zu verhindern
e der Pflicht, Mallinahmen zu treffen, um Auswirkungen von Stérfallen so gering wie moglich
zu halten
o der Berticksichtigung betrieblicher Gefahrenquellen
e der Berlcksichtigung umgebungsbedingter Gefahrenquellen
e der Sicherstellung, dass die Beschaffenheit und der Betrieb der Anlagen dem Stand der
Sicherheitstechnik entsprechen
e der Pflicht zur Erstellung eines Sicherheitsberichts
e der Pflicht zur Erstellung von internen und externen Notfallplanen.

Besonders relevante Aspekte wie Leckagen an Rohrleitungen oder das Abfackeln des Gases in
Notfallsituationen haben ebenfalls keine Berlcksichtigung gefunden.

Somit gibt es keine Anforderungen, dem Gefahrenpotential von Fracking im nicht

bestimmungsgemafien Betrieb zu begegnen.
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Dies ist besonders problematisch, da es praktisch keine Sanierungsmaéglichkeiten flr untertagige
Schadensfalle gibt bzw. Methoden aus der Altlastensanierung extrem teuer sind.

Geboten ware zudem die Einrichtung einer Datenbank, mit der Schadensereignisse bei der
Anwendung der Frackingtechnik und der Verpressung von Riickfluss und Lagerstattenwasser
aufgezeichnet und ausgewertet werden Als Vorbild kann hierbei die Zentrale Melde- und
Auswertestelle fur Storfalle und Stérungen in verfahrenstechnischen Anlagen" (ZEMA) dienen, die
im Umweltbundesamt angesiedelt ist..

VI. Lagerstattenwasser und Riickfluss

Die Legitimierung des unterirdischen Verpressens von Lagerstattenwasser und Rickfluss ist
abzulehnen, da es sich nicht um eine geordnete Art der Entsorgung handelt. Das
Umweltbundesamt hat explizit darauf verwiesen, dass noch kein Unternehmen ein tragfahiges
Entsorgungskonzept vorlegen konnte.

Auch im Detail weisen die geplanten Bestimmungen der ABBergV zahlreiche Defizite auf.

1. Anforderungen an den Umgang mit Lagerstattenwasser und Riickfluss

Gemal § 22c Abs. 1 S. 2 ABBergV hat der Unternehmer Umweltgefahrdungen bei Transport und
Zwischenlagerung des Lagerstattenwassers und seismologischen Gefahrdungen bei
Versenkbohrungen durch geeignete Malinahmen vorzubeugen.

Der Begriff "Geeignete Mallinahmen" ist nicht definiert. Damit bestehen Gefahren aus einer nicht
umweltgerechter Entsorgung sowie seismologische Gefahrdungen.

Gemal § 22c Abs. 1 S. 3 ABBergV darf der Unternehmer Lagerstattenwasser nur in
druckabgesenkte Kohlenwasserstoffhaltige Gesteinsformationen einbringen, die einen sicheren
Einschluss gewahrleisten. Die Anforderungen an den "sicheren Einschluss" sind jedoch nicht
definiert, so dass die Gefahr besteht, dass diese Bestimmung ins Leere lauft.

2. Die Trennungsanforderung des § 22c Abs. 2 S. 1 ABBergV

Gemal § 22c Abs. 2 S. 1 ABBergV sind Rickfluss und Lagerstattenwasser getrennt in
geschlossenen geeigneten Behaltern aufzufangen. Als Rickfluss werden danach ,die nach
Ubertage zuriickgeférderten Fliissigkeiten, die zum Aufbrechen der Gesteine eingesetzt worden
sind“ legaldefiniert.

Diese Legaldefinition muss als misslungen gelten, da eine Mischung aus eingesetzter
Frackflussigkeit und Lagerstattenwasser nach oben geférdert wird, die nicht mehr zu trennen ist.
Lediglich die Frackflissigkeiten dienen jedoch zum Aufbrechen der Gesteine. Wirde ausschlie3lich
auf diese abgestellt, wiirde die Situation entstehen, dass aus der Mischung von
Lagerstattenwasser und verbrauchtem Frackfluid das Fracfluid destilliert werden misste.

Es ist nicht ersichtlich, dass dies technisch mdglich ist.
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3. Die Konzentrationsgrenze fiir den Riickfluss

Gemal § 22c Abs. 2 S. 2 ABBergV darf Lagerstattenwasser bis zu einem Anteil von 0,1 %
wassergefahrdende Stoffe aus der Frackflussigkeit enthalten.

Hierbei wird nicht auf den Anteil der Frackflissigkeit im Lagerstattenwasser abgestellt, sondern auf
den Anteil der wassergefahrdenden Stoffe. Da Frackflissigkeiten solche Stoffe in der Regel nur im
Bereich von mehreren Prozent enthalten, kann bei einer weiteren Verdinnung mit
Lagerstattenwasser die verbrauchte Frackfllissigkeit Gber die Versenkung von Lagerstattenwasser
entsorgt werden.

Insofern wird die 0,1 %-Grenze als Schlupfloch angesehen, weiterhin Flowback als Lagerstattenwasser
unter die Erde zu verpressen.

4. Der begrenzte Anwendungsbereich

Der Anwendungsbereich der ABBergV und der UVP-V Bergbau umfassen bzgl. der Verpressung
Lagerstattenwasser und Ruckflisse aus dem Fracking-Prozess und der Gewinnung von Erdgas,
Erdél und Erdwarme. Dies verkennt, dass auch die Versenkung fllissiger Riickstande
(Abfalle/Abwasser) aus dem Kalibergbau erhebliche Umweltauswirkungen haben kann. Ein ersten
Ansatz fur erforderliche rechtliche Regelungen ist in Anhang 2 dargestellt.

VII. Anderung der UVP-V Bergbau

Die UVP-V Bergbau bleibt allgemein und legt keine spezifischen Anforderungen fur eine UVP
hinsichtlich der Vorhaben, bei denen Fracking zum Einsatz kommt, fest. Auch eine
Verwaltungsvorschrift, die derartige Anforderungen behordenverbindlich festlegen konnte, ist nicht
vorgesehen. Damit konnen Umweltvertraglichkeitspriafungen auf niedrigem Niveau durchgefuhrt
werden. Eine Steigerung der Ermittlungstiefe und der 6kologischen Standards liegt damit nicht vor.

Die vorgesehene Anderung der UVP-V Bergbau enthalt zudem weitere erhebliche Defizite:

1. UVP-Pflicht lediglich fiir gewerbliche Vorhaben

Das Ziel, eine UVP fir Frackingvorhaben und die Versenkung von Lagerstattenwasser und
Flowback umfassend vorzuschreiben, wird vom Entwurf zur Anderung der UVP-V Bergbau nicht
erreicht, da dieser unter § 1 Nr. 2 UVP-V Bergbau lediglich gewerbliche Tatigkeiten umfasst.
Forschungsbohrungen, Demonstrationsbohrungen etc. werden hiervon nicht erfasst.

Gerade angesichts der vorgesehenen Forschungsbohrungen mit ungeklartem Gefahrenpotential ist
dies nicht sachgerecht, insbesondere wenn sie zur Erforschung der Umweltgefahren dienen.
Tiefbohrungen zu wissenschaftlichen Zwecken bergen vergleichbare Gefahren wie
Tiefenbohrungen zu gewerblichen Zwecken und als Einstieg in eine gewerbliche Nutzung
maoglicherweise noch groRere Gefahren. Sie aus der Pflicht flir eine UVP herauszunehmen ist nicht
sachgerecht und verbietet sich aus Grinden des Gewasserschutzes.
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2. Keine UVP-Pflicht fiir beantragte Vorhaben

Die vorgesehene Ubergangsvorschrift des § 4 Abs. 5 UVP-V Bergbau wiirde jedoch dazu fiihren,
dass alle bis zum Inkrafttreten der Verordnungsanderung beantragten Frackingvorhaben und
Vorhaben fur Versenkbohrungen keiner UVP-Pflicht unterliegen und noch nicht einmal eine UVP-
Vorprifung erforderlich ware, wenn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novellierung der UVP-V
Bergbau der nach den §§ 51, 52 BBergG erforderliche Betriebsplan der zustandigen Behoérde
vollstandig vorliegt. Dies widerspricht der EU-Richtlinie zur Umweltvertraglichkeitsprifung.

3. Keine UVP-Pflicht fiir genehmigte Vorhaben

Die vorgesehene Ubergangsvorschrift des § 4 UVP-V Bergbau wiirde auch dazu fiihren, dass alle
bisher genehmigten Vorhaben keiner UVP-Pflicht unterliegen und auch eine Vorprifung nicht
erforderlich ware. Auch dies widerspricht der EU-Richtlinie zur Umweltvertraglichkeitsprufung.

4. Keine Losung der Altfallproblematik

Die Durchfiihrung einer UVP flr Fracking bei der Aufsuchung und Gewinnung von Erdél- und
Erdgas ist bereits in der Vergangenheit auf Grund der UVP-RL der EU zwingend erforderlich
gewesen (siehe auch Frenz, Fracking und UVP, UPR 2012 S. 125 — 127). Die in der Vergangenheit
ohne vorherige UVP erteilten Betriebsplanzulassungen sind daher als rechtswidrig anzusehen. Es
hétte hierflr ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren unter Beteiligung der Offentlichkeit
durchgefuhrt werden mussen.

Der Entwurf zur Anderung der Verordnung nimmt zu dieser Problematik nicht Stellung und 16st das
entstandene Problem nicht. Der vorgesehene § 4 Abs. 4 UVP-V Bergbau ware vielmehr als
Freibrief fur die bisher im Widerspruch zum geltenden Recht genehmigten Aufsuchungs- und
Gewinnungsmalinahmen anzusehen.

5. Schwellenwert fir die Gewinnung von Erdél und Erdgas

GemaR § 1 Nr. 2 UVP-V Bergbau soll fur die Gewinnung von Erddl und Erdgas zu gewerblichen
Zwecken mit Férdervolumen von bis zu taglich 500 Tonnen Erddél oder von bis zu taglich 500 000
Kubikmeter Erdgas lediglich eine UVP-Vorprifung durchgefihrt werden.

Die Aufrechterhaltung des Schwellenwertes fir die Gewinnung von Erddl und Erdgas Iasst sich nicht mit
dem Zweck des UVPG vereinbaren. Im Referentenentwurf (Seite 10, zweiter Absatz, letzter Satz) wird
dabei folgende Aussage getroffen:

"Der enge Sachzusammenhang wird dadurch deutlich, dass sich die geregelten Tétigkeiten (Abteufen
von Bohrungen, Messungen der Seismizitét, Auffangen von Methan, Entsorgung, Lagerstéttenwasser)
bei den Gewinnungsverfahren mit oder ohne Einsatz der Fracking-Technologie nicht unterscheiden”.

Daher ist eine UVP-Pflicht fiir die konventionelle Erdél-/Erdgasférderung unabhangig vom
Schwellenwert einer taglichen Férdermenge einzufihren.
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6. Der Ausgangszustandsbericht

§ 2 Abs. 1 Nr. 3 lit. b UVP-V Bergbau sieht die Anfertigung eines Ausgangszustandberichts vor, der
Angaben Uber die Beschaffenheit des Grundwassers, oberirdischer Gewasser, des Bodens und der
Gesteine im moéglichen Einwirkungsbereich des Vorhabens enthalten muss, vor. Fir Umfang,
Methodik und Tiefe gibt es keinen Mindeststandard. Dies wird vielmehr von der zustandigen
Behorde festgelegt. Damit ist nicht gesichert, dass ein Ausgangszustandsbericht auf ausreichend
hohem Niveau erstellt wird.

7. Wirkungslosigkeit der UVP

Die Einfuhrung der UVP-Pflicht fir Frackingvorhaben und Versenkbohrungen fihrt zu der
rechtlichen Fiktion, dass ein umweltvertragliches Fracking sowie die Verpressung von
Lagerstattenwasser und Flowback mdglich sei. Dem stehen jedoch keine entsprechenden
materiellen Anforderungen gegendiber.

GemalR der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ware dies auch nicht durch eine reine
Anderung der UVP-V Bergbau mdglich. Denn aufgrund der derzeitigen rechtlichen Bestimmungen
des UVPG und des BBergG kann eine UVP weder eine erweiterte Ermittlungstiefe noch einen
scharferen Bewertungsmalstab haben, als es das Fachrecht vorsieht. Eine Verscharfung der
materiellen Anforderungen ist tber eine UVP bzw. UVU nicht moglich.

Damit sind die geplanten geanderten Vorschriften tber die UVP fir Frackingvorhaben und
Versenkbohrungen wirkungslos. Sollte die Erweiterung materieller Anforderungen beabsichtigt
sein, sind daher das BBergG und das UVPG entsprechend zu andern.

VIII. Haftungsfragen

Eine Haftung fir Schaden aus Fracking- und Verpresstatigkeiten sehen die geplanten
Rechtsénderungen faktisch nicht vor. Hinsichtlich dieses Aspekts sind die Entwlrfe grundlegend zu
andern.

1. Fehlende Anwendung des Umweltschadensgesetzes

GemalR § 3 Abs. 1 USchadG umfasst der Anwendungsbereich des Gesetzes Umweltschaden und
unmittelbare Gefahren solcher Schaden, die durch eine in Anlage1 aufgeflhrten beruflichen
Tatigkeiten ausgetbt wird. Gemal Anlage 1 (zu § Abs. 1) Nr. 4 USchadG gehoren hierzu die
Einbringung, Einleitung und sonstige Eintrage in das Grundwasser gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG
und § 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG, die einer Erlaubnis gemaf § 8 Abs. 1 WHG bedurfen.

Durch die Anderung des WHG wiirden Fracking-Téatigkeiten (§ 9 Abs. 2 Nr. 3 WHG) und
Versenktatigkeiten (§ 9 Abs. 2 Nr. 4 WHG) zwar erlaubnispflichtig, jedoch korrespondiert damit
keine Ausweitung des durch Anlage 1 (zu § Abs. 1) Nr. 4 USchadG definierten
Anwendungsbereichs. Flr Schaden, die durch Fracking-Tatigkeiten und Versenktatigkeiten
entstehen, ware demgemal das USchadG nicht anwendbar. Insbesondere wiirden dem
Schadensverursacher keine Informationspflichten (§ 4 USchadG), Gefahrenabwehrpflichten (§ 5
USchadG), Sanierungspflichten (§ 6 USchadG) und sonstigen Pflichten (§ 7 USchadG) entstehen.
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Die Herausnahme aus dem USchadG hat auch Konsequenzen fir den Haftungsmafstab. Der
Schadensverursacher wirde nicht gemal den Regeln der Garantiehaftung haften, sondern
lediglich im Rahmen seines Verschuldens.

Dies ist angesichts des Gefahrenpotentials von Frac- und Versenktatigkeiten nicht akzeptabel. Das
USchadG ist daher entsprechend zu andern.

2. Unterfinanzierung und fehlende Versicherung
Selbst wenn dem nicht so ware, ware die Haftungsproblematik nur ungentugend geregelt.

Fachliche Prifungen und die Bonitatsprifung von Bewerbern fir Aufsuchungs- und
Fordererlaubnis werden nach hiesigem Kenntnisstand viel zu groRzigig bzw. viel zu leichtsinnig
erteilt, den Begehren von Bewerbern wird zu groRzugig stattgegeben.

Die tatsachlichen enormen Risiken, auch finanziellen Risiken, im Schadensfall wurden bisher in
absolut ungenigender Weise durch entsprechende zu erbringende Sicherheitsleistungen
abgedeckt. GmbH-Grindungen mit einem Stammkapital von 35.000.- EUR bei Bohrkosten von 2
Millionen € fur das Abteufen einer Bohrung und weiteren 2 Millionen EUR flr die Durchfihrung des
Hochdruck-Frackings in der abgelenkten Bohrung, sind ein krasses Missverhaltnis und dienen
erkennbar nur dem Zweck, im Haftungsfall die GmbH-Tochter in Konkurs gehen lassen zu kdnnen,
um so groferen Haftungsanforderungen zu entgehen.

Dazu kommt auch, dass die Haftung der verantwortlichen Firmen und deren Organe, die zum Teil
(wie im Fall kanadischer oder von US Firmen) fernab und im Geltungsbereich anderer
Rechtsordnungen ihren Sitz haben, schwer durchsetzbar sein wird.

Von allen Bewerberfirmen ist der Nachweis einer gultigen Umwelthaftungsversicherung fir die
beabsichtigten Aktivitaten in der Regel in unbegrenzter Hohe oder ausgelegt auf den worst-case-
Fall, mindestens jedoch in Hohe von 20 Millionen € zu erbringen, wobei die Versicherungshéhe
veranderbar danach gestaltet werden muss, welche Risiken abgedeckt werden muissen.

3. Die Bergschadensregelung

Die Umkehr der Beweislast wird zwar in die Anderung des Bundesberggesetzes aufgenommen,
zugleich aber durch Festlegung von Beeinflussungsbereichen faktisch ausgehebelt. Fir Schaden
durch Erdbeben fehlt die Verankerung im Bundesberggesetz zudem ganz, denn dort werden
Erschuitterungen genauso wenig wie Kontaminationen erfasst. Ausschliefdlich Senkungen,
Hebungen und dhnliche Lageveranderungen der Erdoberflache qualifizieren zur Anwendung der
Beweislastumkehr. Diese beschrankt sich zudem auf einen vorgesehenen 500 m-Radius, in dem
Bergschaden dem Bergbauunternehmen angelastet werden. Dies gilt aber lediglich, wenn sich die
Oberflache um mehr als 10 Zentimeter bewegt hat.

Fir Erdbeben soll — abgesehen von der fehlenden gesetzlichen Verankerung — im Einzelfall gepruft
werden, ob ein Beben der Gasférderung anzulasten ist. Dieser Punkt ist besonders problematisch,
da staatliche Messnetze hierflr als zu grobmaschig anzusehen sind und die Ursachenermittlung
nicht Privatunternehmen Uberlassen werden sollten.

Die Bergschadensvermutung sollte zudem auch fir potentielle nachteilige Veranderungen von
Oberflachengewassern und trinkbarem Grundwasser, Luft- und Bodenschadigungen gelten.
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4. Fehlende Umkehr der Beweislast

In den Rechtsanderungsentwurfen ist an keiner Stelle, auch nicht implizit, von einer Umkehr der
Beweislast die Rede, sondern nur von einer Ausweitung der Bergschadensvermutung auf
Kavernen und den Bohrlochbergbau.

Eine Umkehr der Beweislast ist flir Betroffene aber von besonderer Bedeutung, bereits bei der
bestehenden Erddl- und Erdgasférderung. So wurden im niedersachsischen Bothel erhéhte
Krebsraten festgestellt, bei denen schnellstens von unabhangigen Stellen festgestellt werden
misste, ob ein Zusammenhang mit der Gasférderung besteht.

Solange es keine Umkehr der Beweislast gibt, missen aber die Betroffenen nachweisen, dass sie
durch derartige Aktivitdten geschadigt werden. Bereits aufgrund der finanziellen Hirden wird ihnen
dies in der Regel nicht mdglich sein. Damit gibt es fir derartige Falle keine Klarung.

Im Interesse der Gesundheit der Menschen und des Schutzes der natlrlichen Lebensgrundlagen
ist daher eine Umkehr der Beweislast fur Gesundheits- und Umweltschaden rechtlich
festzuschreiben. Die Beweislast, dass Gesundheits- und Umweltschaden nicht durch die Gas- und
Olférderung verursacht werden, muss den jeweiligen Unternehmen auferlegt werden.

IX. Weiterreichende Anderungen des BBergG

Nicht nur durch das vorgelegte Rechtsanderungspaket wird bestimmt, ob und unter welchen
Bedingungen Fracking erfolgt. Weiter bestehende Bestimmungen des BBergG privilegieren
Fracking, wahrend die Belange des Umwelt- und Gesundheitsschutzes nachrangig sind.

Daher werden im Rahmen dieser Stellungnahme notwendige Anderungen des BBergG und der

Einwirkungsbergverordnung aufgezeigt, die in Anlage 3 zu finden sind. Dort sind auch
Ausfuhrungen zur Einwirkungsbereichs-Bergverordnung aufgefuhrt.

Mit freundlichen GrifRen
fir den BBU

Oliver Kalusch
(Mitglied des Geschéftsfliihrenden Vorstands des BBU)
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Anlage 1

Auflistung Ausschlussgebiete fur den Einsatz von Fracking zur Aufsuchung und Gewinnung
fossiler Energietrager

Rechtsgrundlagen bzw. Ausschlussgriinde (nicht abschlielRend):

Raumordnungsrecht und Ziele der Energiepolitik' (siehe auch Art. 191 — 195 AEUV)
Klimaschutzziele?

Staatszielbestimmung Umwelt- und Tierschutz (Art. 20 a GG, Deutschland)

*  Vorsorgeprinzip (Art. 3 Nr. 3 Satz2 EUVi. V. m. Art. 191 Nr. 2 Satz 2 AEUV)
Bundesnaturschutzgesetz, Raumordnungsgesetz, Wasserhaushaltsgesetz

Ausschlussgebiete (nicht abschlieend):

*  Wasserschutzgebiete | bis 1ll, alle Klassen, Wassergewinnungs- sowie

Heilquellenschutzgebiete sowie deren Einzugsgebiete

Gebiete mit Mineralwasservorkommen mit Sole Mineralwasser Puffer sowie deren

Einzugsgebiete mit besonders grofiraumigen Puffer

* Gebiete fur die Gewinnung von Trinkwasser (auch wenn sie nicht zur 6ffentlichen
Trinkwassergewinnung genutzt werden)oder Lebensmittel (z. B. Getranke) sowie deren
Einzugsgebiete

+ Direkt oder mittelbar zur Trinkwasserversorgung genutzten Talsperren oder Seen sowie deren
Einzugsgebiete

+ Direkt oder mittelbar zur Trinkwasserversorgung genutzte FlieRgewasser sowie deren
Einzugsgebiete oberhalb der untersten im Gewasserverlauf oder in seinem Ufersaum
(Uferfiltratentnahme) befindlichen Rohwasser-Entnahmestelle

* ungunstige geologische-hydrogeologische Gebiete (z. B. Gebiete mit bekannten oder
vermuteten tiefreichenden Stérungszonen) sowie Erdbebengebiete

* nationale Geoparke sowie Naturdenkmaler und nationale Naturmonumente

*  Natura-2000-Gebiete (FFH- und EU-Vogelschutz-Gebiete) mit Schutzrandzonen

* Naturschutzgebiete, Nationalparke und Naturparke mit Schutzrandzonen

+ Biotopverbunde sowie gesetzlich geschutzte Biotope mit Schutzrandzonen

* Biospharenreservate mit Schutzrandzonen

*  Geschultzte Landschaftsbestandteile mit Schutzrandzone

*  UNESCO-Weltnatur- und Kulturerbestatten mit Schutzrandzone (Bestand und beantragt)

Quellen: http://ec.europa.eu/clima/policies/package/index_en.htm

http://europa.eu/legislation summaries/regional policy/management/g24401 de.htm

Europaisches Raumentwicklungskonzept (EUREK), Seite 10, 11, 16, 23, 24, 33

Link: http://ec.europa.eu/regional policy/sources/docoffic/official/reports/pdf/sum de.pdf

Raumordnungsbericht 2011, Herausgegeben vom Bundesinstitut fur Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt fiir Bauwesen und
Raumordnung (BBR), Bonn 2012, Seiten 7 - 10, Seite 91 ff. (Kapitel 2.5), Seite 210 ff. (Kapitel 5.2 und 5.3)

Link: http://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/Sonderveroeffentlichungen/2012/ROB2011.html

Territoriale Agenda der Européischen Union 2020

Link: http://www.bmvbs.de/SharedDocs/DE/Anlage/StadtUndLand/territoriale-agenda-der-europaeischen-union-2020-ohne-
bilder.pdf? blob=publicationFile

CEMAT Declarations

Links: http://www.coe.int/t/dg4/cultureheritage/heritage/cemat/confminist1-15/15eDeclaration _en.pdf
http://www.coe.int/t/dg4/cultureheritage/heritage/cemat/confminist1-15/15eResolution2 en.pdf
http://www.coe.int/t/dg4/cultureheritage/heritage/cemat/versionguide/Anglais.pdf

Quellen
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/ThemenAZ/Klimaschutz/klimaschutz-2006-07-27-die-nationale-
strategie.html

http://www.umweltbundesamt.de/daten/klimawandel/europaeische-energie-klimaziele
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+IM-PRESS+20081208BKG44004+0+DOC+XML+V0//DE
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* Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Land- und Viehwirtschaft zur Nahrungsgewinnung

* Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft zur Energieerzeugung

* Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Forstwirtschaft (inkl. Naherholung und Energieerzeugung)

* Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Wohnbebauung, Einzelhédfe, etc. mit Siedlungspuffer (mind.
10 km — Horizontalbohrungen werden i. d. R. 600 m — 3.700 m® abgelenkt)
- Alle Wohnbaugebiete gem. BauNVO (reine, allgem. und besondere Wohngebiete sowie
Kleinsiedlungsgebiete)
- Alle gemischten Bauflachen gem. BauNVO (Dorf-, Misch-, Kerngebiete)
- Sondergebiete nach BauNVO (z. B. Klinik- und Kurgebiete)*

* Vorranggebiete Industrie und Gewerbe (Bestand und Planung)

*  Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fir den vorbeugenden Hochwasserschutz einschlief3lich
Ruckhaltebecken sowie Seen und Flusse einschliel3lich deren Auenbereiche

*  Vorbehaltsgebiete fir besondere Klimafunktionen

* Vorranggebiete fur den Abbau oberflachennaher Lagerstatten

* Ausschlussgebiete ,Tourismus®, Ferienhausgebiete (Bestand und Planung)

»  Kulturgeschichtlich bedeutende Statten mit Schutzrandzone

+ Kraftwerke, Abfallentsorgungsanlagen und Klaranlagen (Bestand und Planung)

+  Kohlenbergbaugebiete inklusive Einflussbereich der Simpfungsmalinahmen

+ Tiefreichende Altbergbaugebiete und Gebiete mit Altbohrungen

+  Gebiete mit artesischem oder hoch gespanntem Tiefenwasser®

+ Bereits bestehende Ausschlussgebiete fur Geothermie (analoge Anwendung)

+  Bereits bestehende Ausschlussgebiete fur Erddl- und Erdgasforderung (analoge Anwendung)

Quellen:

> UBA-Gutachten — A49, S. 105, ca. 3.730 m (12.250 ft), C22, S. 315, ca. 1.500 m

> Studie EU-Parlament, Auswirkungen der Gewinnung von Schiefergas und Schieferél auf die Umwelt und die menschl. Gesundheit,
IP/A/ENVI/ST/2011-07 — Kap. 2.9, S. 40, 600 — 1.800 m

4 Quelle: UBA-II-Gutachten (Juli 2014):

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/texte_53_2014_umweltauswirkungen_von_fracking_28.07.2014_
0.pdf

5
Quelle: http://www.ruhrverband.de/fileadmin/pdf/wissen/Forschung_u._Entwicklung/studie_fracking_einzugsgebiet_ruhr.pdf
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Anlage 2

Anderung UVP-V Bergbau

Rechtsgrundlage

Anmerkungen / Stellungnahme
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Vorschlag

§ 1 Nr. 11 UVP-V
Bergbau (neu)

Der Entwurf sieht eine UVP-Pflicht fur die
Versenkung von flissigen Riickstanden aus der
Aufsuchung und Gewinnung von
Kohlenwasserstoffen sowie von Fliissigkeiten
aus der Aufsuchung und Gewinnung von
Erdwéarme vor.

Vergleichbare Auswirkungen auf die Umwelt hat
die Versenkung flissiger Rickstande
(Abfalle/Abwasser) aus dem Kalibergbau.

Von daher ist es erforderlich, auch die
Versenkmafinahmen des Kalibergbaus der
UVP-Pflicht zu unterwerfen.

Folgende Nr. 11 wird angeflgt:

Errichtung und Betrieb von
Versenkbohrungen zum Zwecke der
Einleitung, Wiederverwendung, Speicherung
oder Beseitigung von fliissigen
Riicksténden, die bei Tatigkeiten oder in
Einrichtungen des Kalibergbaus anfallen.

Anderung ABBergV

Rechtsgrundlage

Anmerkungen / Stellungnahme

Vorschlag

§ 22 d ABBergV (neu)

Es sind auch Anforderungen an die
Versenkung von flissigen Rickstanden aus
dem Kalibergbau zu stellen.

Begriindung:

Mindestens so grof3e Auswirkungen auf die
Umwelt hat die Versenkung fllissiger
Ruckstande (Abfalle/Abwasser) aus dem
Kalibergbau.

Von daher ist es erforderlich, auch die
Versenkmalinahmen des Kalibergbaus
gesetzlich zu regeln.

§ 22 d Anforderungen an die Versenkungen
von flussigen Riickstdnden und Abwassern
des Kalibergbaus

(1) Flissige Riickstdnde aus der
Aufbereitung von Kalisalzen sowie
salzhaltige Wésser von Kalihalden dlirfen
nur in den Untergrund versenkt werden,
wenn eine Gewinnung der enthaltenen
Salze technisch nicht méglich oder
wirtschaftlich nicht vertretbar ist.

(2) Der Unternehmer darf die in Abs. 1
genannten Flissigkeiten nur in
Gesteinsformationen einbringen, die einen
sicheren Einschluss gewéhrleisten.

Anderung EinwirkungsBergV

Rechtsgrundlage

Anmerkungen / Stellungnahme

Vorschlag

Anlage Liste der
Einwirkungswinkel nach
§ 2 Abs. 1
EinwirkungsBergV

Fir den Kalibergbau ist ein
Einwirkungswinkel nicht festgelegt. Eine
Begriindung hierfir ist nicht ersichtlich.

Fir den Kalibergbau ist ein
Einwirkungswinkel festzulegen
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Rechtsgrundlage
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Anlage 3

Anmerkungen / Stellungnahme
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Anderungsvorschlag

§ 1 Nr. 1 BBergG

Im Zusammenhang mit der aktuell gefuhrten
Debatte wird zunehmend deutlich, dass die
Rohstoffversorgung im 21sten Jahrhundert nicht mit
der Ausweitung der weiteren Ausbeutung weiterer
fossiler Energierohstoffe verbunden sein kann.
Diese Notwendigkeit resultiert auch in den politisch
beschlossenen Klimaschutzzielen sowie Zielen der
Energiepolitik, die sich bereits in vielfaltiger Art und
Weise im deutschen und europaischen
Rechtsrahmen spiegeln und denen Vorrang vor
dem Abbau fossiler Brennstoffe zu geben ist.

Darliber hinaus ist ebenfalls im Grundsatz
klarzustellen, dass die Rohstoffgewinnung keinen
absoluten Vorrang vor allen anderen Belangen hat -
etwa dem Natur- oder Landschaftsschutz.

Deshalb muss das Abwagungsgebot zwischen
bergbaulichen und anderen 6&ffentlichen Interessen
(insbesondere der nachhaltigen Entwicklung und
des Umwelt- und Gesundheitsschutzes) starker im
§ 1 BBergG akzentuiert werden.

"Zweck dieses Gesetzes ist es,

1. zur Sicherung der
Rohstoffversorgung das Aufsuchen,
Gewinnen und Aufbereiten von
Bodenschatzen unter
Berlicksichtigung ihrer
Standortgebundenheit und unter
Beachtung des
Lagerstattenschutzes bei
sparsamem und schonendem
Umgang mit Grund und Boden und
des Schutzes der sonstigen
natirlichen Lebensgrundlagen zu
ordnen und zu férdern,

§ 11 Nr. 10 BBergG

§ 11 Satz 2 BBergG
(neu)

Einer der Streitpunkte in der Auseinandersetzung
mit der Prifung der Versagungsgriinde gemaf § 11
Nr. 10 i.V.m. § 15 BBergG war die Frage, ob die
"Ausschlussgriinde" im gesamten Feld, d. h. auf
100 % des Antragsfeldes, vorhanden sein miissen.
Vielmehr ist es aber so, dass eine Erlaubnis schon
zu versagen ist, wenn die 6ffentlichen Interessen so
Uberwiegen, dass sie eine Gewinnung im gesamten
Feld ausschlieRen. Dies ist der Fall wenn
bestimmte sensible Gebiete zwar nur in einem
Teilbereich des beantragten Feldes raumlich
verortbar sind, ihr Gewicht/ihre Bedeutung aber
dazu geeignet ist, als 6ffentliches Interesse fiir das
gesamte Feld zu wirken. Nur mit dieser Perspektive
ist letztendlich gewahrleistet, dass keine
Bergbauberechtigung erteilt werden muss, die sich
im Nachhinein ohnehin als substanzlos erweisen
wirde.

Aus den Erwagungen zu § 1 Nr. 1 BBergG wird die
nebenstehende Anderung des § 11 Nr. 10 BBergG
vorgeschlagen.

Ebenfalls lange gestritten worden ist dariiber, dass
den Bergbehoérden kein Ermessen im Rahmen der
Antragsprufung zustehen wirde. Auch wenn das
Abwagungsgebot zwischen bergbaulichen und
anderen offentlichen Interessen relativ deutlich im §
11 Nr. 10 formuliert worden ist und der Gesetzgeber
klar signalisiert hat, dass er eine solche Abwéagung
bzw. Vorpriifung bereits auf der Stufe der
Antragsprifung firr die Aufsuchungserlaubnis
durchgefiihrt wissen mdchte, wurde dies bislang

§ 11 Versagung der Erlaubnis

Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

10. das offentliche Interesse an der
Aufsuchung konkurrierende
offentliche Interessen innerhalb des
Feldes nicht Uberwiegt.

§ 11 Satz 2

Im Ubrigen steht die Erteilung der
Erlaubnis im pflichtgemaflen
Ermessen
/(Bewirtschaftungsermessen) der
zustandigen Behorde."
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§ 12 Abs. 2 BBergG
(neu)
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von den Bergbehodrden de facto einfach missachtet.

Um auch dem Bedarf nach einer Einflihrung einer
"Ermessensoption" zu entsprechen, wird
vorschlagen - analog dem § 12 Abs. 2 WHG - einen
neuen § 11 Satz 2 BBergG einzufiihren.

Gerade die in § 12 Abs. 2 verankerte "gebundene
Entscheidung" wonach die Bewilligung nur versagt
werden kann, wenn die Tatsachen, die die
Versagung rechtfertigen, erst nach der Erteilung der
Erlaubnis eingetreten sind, fungiert als Einfallstor
fur Schadensersatzklagen. Gerade im Fall der
Fracking-Debatte hat sich gezeigt, dass die
Bergbehorden weder personell noch informell in der
Lage sind wesentliche Entwicklungen in einem
angemessenen Kontext zu setzen und daraus
resultierend zu angemessenen
Verwaltungsentscheidungen zu kommen.

Bezug nehmend auf die Erlduterungen zu dem neu
zu fassenden § 11 Satz 2 BBergG wird auch hier
die Einflihrung einer "Ermessensoption” - bei
gleichzeitiger Streichung des aktuellen Absatzes 2
als zeit- und ordnungsgemal angesehen.
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Der aktuelle § 12 Abs. 2 BBergG ist
komplett zu streichen. Die weiteren
Stellen im BBergG in denen auf den
aktuellen § 12 Abs. 2 BBergG
verwiesen wird, sind entsprechend
der Neuregelung anzupassen.

Folgender neuer § 12 Abs. 2 ist
aufzunehmen:

"Im Ubrigen steht die Erteilung der
Bewilligung im pflichtgeméafen
Ermessen
/(Bewirtschaftungsermessen) der
zustandigen Behorde."

§ 15 Satz 2 BBergG
(neu)

In &hnlicher Art und Weise wie Uber die Auslegung
des § 11 Nr. 10 BBergG wird heutzutage immer
noch von Bergbehdrden offiziell die Auffassung
vertreten, dass dem Ermessen der Bergbehorde
obliege, welche Behorden gem. § 15i.V.m. § 11 Nr.
10 Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten.
Ebenfalls wurde/wird die Auffassung vertreten, dass
Kommunen/Gemeinden auf keinen Fall zu den
gemal § 15 zu beteiligenden Behérden gehdren.

Es ist vollig unverstandlich, wie diese
Rechtsauffassung immer noch "gelebt" werden
kann, obwohl das BVerwG bereits in 1998
folgendes klargestellt hat:

"Zu den Behérden, zu deren Aufgaben die
Wahrnehmung &ffentlicher Interessen im Sinne des
§ 11 Nr. 10 BBergG gehért und denen deshalb
gemdall § 15 BBergG vor der Entscheidung (liber die
Verleihung einer Bergbauberechtigung Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben ist, gehért auch die
Gemeinde, insbesondere im Hinblick auf die
Belange des Stadtebaus."

(Beschluss des BVerwG vom 15.10.1998 - 4 B
94/98)

Es ist also dringend notwendig eine entsprechende
Klarstellung im BBergG herbeizufiihren.

§ 15

Die zustandige Behorde hat vor der
Entscheidung Gber den Antrag den
Gemeinden sowie den Behorden,
zu deren Aufgaben die
Wahrnehmung 6ffentlicher
Interessen im Sinne des § 11 Nr. 10
gehort, Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben.

§ 48 Abs. 1 Satz 2
BBergG (zu streichen)

Wie schon oben im Zusammenhang mit den
vorgeschlagenen Anderungen zu § 1 BBergG
dargelegt, kann eine Vorrangstellung des Bergbaus
gegenuber allen anderen 6ffentlichen Belangen,
nicht langer aufrecht erhalten bleiben,
insbesondere im Hinblick auf die politisch

§ 48 Abs. 1 Satz 2 ist zu streichen.
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beschlossenen Klimaschutzziele sowie Ziele der
Energiepolitik.

§ 48 Abs. 1 Satz 2 BBergG lautet "Bei Anwendung
dieser Vorschriften ist dafiir Sorge zu tragen, dass
die Aufsuchung und Gewinnung so wenig wie
mdglich beeintrdchtigt werden."

Diese Formulierung kann aus den vorgenannten
Grunden nicht mehr aufrecht erhalten bleiben.

§ 49 a BBergG (neu) Zur Umsetzung der in Art. 20 a GG formulierten »§ 49a Verbot der Aufsuchung und
Staatszielbestimmung, zur Realisierung der Gewinnung von Bodenschétzen
politisch beschlossenen Klimaschutzziele und fiir mittels Hydraulic Fracturing
den umfassenden Schutz der Gesundheit und der

nattrlichen Ressourcen ist Fracking zur Die Aufsuchung und Gewinnung
Aufsuchung und Gewinnung fossiler von Bodenschétzen mittels
Energierohstoffe konsequent zu untersagen. Hydraulic Fracturing ist verboten.

Das Verbot kénnte mittels der Einfligung eines §
49a in das Bundesberggesetz (BBergG) realisiert

werden.
§ 54 Abs. 2 Satz 1 Die komplexen Auswirkungen bergbaulicher § 54 Abs. 2 Satz 1
BBergG Vorhaben auf andere 6ffentliche Belange macht

eine Erweiterung der zu beteiligenden Stellen
erforderlich. Eine Beschrankung dahingehend, dass
Gemeinden nur als Planungstrager zu beteiligen
sind, ist nicht zielfihrend.

Wird durch die in einem
Betriebsplan vorgesehenen
MaRnahmen der Aufgabenbereich
anderer Behdrden oder der
Gemeinden oder sonstiger Trager
offentlicher Belange berihrt, so
sind diese vor der Zulassung des
Betriebsplanes durch die
zustandige Behorde zu beteiligen.

§ 114 Abs. 1 Satz 1 Zur rechtlichen Klarstellung im Hinblick auf die Formulierungsvorschlag:

BBergG Anwendung der Vorschriften auf die Errichtung und
den Betrieb von Untergrundspeichern wie sie auch
durch die Neufassung des § 126 Abs. 1 Satz 2
beabsichtigt wird, ist § 114 Abs. 1 Satz 1 auch
entsprechend zu erganzen.

"Wird infolge der Austibung einer
derin § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 sowie
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten
Tatigkeiten oder durch eine der in §
2 Abs. 1 Nr. 3 sowie § 2 Abs. 2 Nr.
In dem Gesetzentwurf ist eine 2 bezeichneten Einrichtungen
Bergschadenshaftung im Zusammenhang mit der | (Bergbaubetrieb) ein Mensch
Untersuchung des Untergrundes auf seine Eignung ' getotet oder der Kérper oder die
als Untergrundspeicher nicht vorgesehen. Diese Gesundheit eines Menschen

Licke gilt es zu schlielen. verletzt oder eine Sache beschadigt
(Bergschaden), so ist fiir den
daraus entstehenden Schaden
nach den §§ 115 bis 120 Ersatz zu
leisten."

§ 114 Abs. 1 Satz 2 Formulierungsvorschlag zur rechtlichen Klarstellung | § 114 Abs. 1 Satz 2

BBergG (neu) Ein Bergschaden im Sinne von

Satz 1 ist auch die nachteilige
Veranderung von Grundwasser und

Oberflachengewassern.
§ 120 Abs.1 BBergG Die vorliegenden Gesetzesentwdrfe erreichen das | Folgende Formulierung ist
angebliche Ziel, mdglichen Betroffenen hdhere aufzunehmen:

Rechtssicherheit zu geben, nur unzureichend. Die

Bergschadensvermutung ist deshalb auch auf "Entstent im Einwirkungsbereich

der untertagigen oder obertagigen
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Auswirkungen von Ubertagigen Bergbaubetrieben
auszudehnen.

Die Begriindung fiir diesen Vorschlag ergibt sich
aus der Begriindung des Antrags des Landes NRW
vom 23.09.2014 — BR Drucksache 427-14.
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Aufsuchung oder Gewinnung eines
Bergbaubetriebes, bei einer
bergbaulichen Tatigkeit mit Hilfe
von Bohrléchern oder bei der
Tatigkeit eines bergbauverwandten
Betriebes durch Senkungen,
Hebungen, Pressungen oder
Zerrungen von Bodenschichten
oder durch seismische Ereignisse
ein Schaden, der seiner Art nach
ein Bergschaden sein kann, so wird
vermutet, dass der Schaden durch
diesen Bergbaubetrieb verursacht
worden ist.

§ 126 Satz 2 neu

In dem Gesetzentwurf ist eine
Bergschadenshaftung im Zusammenhang mit der
Untersuchung des Untergrundes auf seine Eignung
als Untergrundspeicher nicht vorgesehen. Diese
Licke gilt es zu schlielRen.

(siehe auch Vorschlag zu § 114)

Soweit zur Untersuchung der
Eignung sowie zur Errichtung des
Untergrundspeichers ein
kunstlicher Hohlraum geschaffen
wird oder geschaffen worden ist,
sind auf die Untersuchung der
Eignung sowie auf die Errichtung
und den Betrieb des
Untergrundspeichers die §§ 110 bis
113 sowie 121 bis 123
entsprechend anzuwenden.

AKTIV FUR.UNSERE.UMWELT.
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Il. Einwirkungsbergverordnung
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Rechtsgrundlage

§ 2 Abs. 2
EinwirkungsBergV

Anmerkungen / Stellungnahme

Voraussetzung fiir die Festlegung eines
Einwirkungsbereich ist eine Bodensenkung von 10
cm. Es ist nicht begrtindet und somit weder
erkennbar noch nachvollziehbar, warum
Einwirkungen, die bei Bodensenkungen < 10 cm
entstehen, nicht berlicksichtigt werden sollen.
Die Notwendigkeit einer Uberpriifung der
bisherigen Festlegung ergibt sich auch aus der
Begriindung des Landes NRW vom 23.09.2014 —
BR Drucksache 427-14:

,Im Zuge der Anderung sind auch die bisherigen
Regelungen fiir untertdagige Aufsuchungs- und
Gewinnungsbetriebe insbesondere des
Steinkohlenbergbaus zu lberarbeiten, da
mittlerweile fiir den untertdgigen
Steinkohlenbergbau Erkenntnisse vorliegen, die
nachweisen, dass die Einwirkungen liber den
prognostizierten Bodenbewegungsbereich
hinausgehen kénnen. Die in der
Einwirkungsbereichs-Bergverordnung bisher
bergschadenstechnisch definierten
Einwirkungsbereiche fiir den untertdgigen

Steinkohlenbergbau geniigen somit nicht mehr dem

Stand derTechnik und sind daher ebenfalls
anzupassen.”

Anderungsvorschlag

Der Einwirkungsbereich in
Abhangigkeit des Ausmalfies der
Bodenabsenkung ist neu zu
definieren.

§ 2 aAbs1
EinwirkungsBergV

Eine Einwirkung durch einen Bergbaubetrieb (inkl.
bergbaulichen Tatigkeiten des Bohrlochbergbaus)
sowie durch bergbauverwandte Betriebe liegt
unabhangig davon vor, ob ein zu schadigendes
Objekt sich im Einwirkungsbereich befindet oder
nicht.

Die Formulierung "gilt bei
Bergschéden" ist zu streichen.

Voraussetzung fiir die Festlegung eines
Einwirkungsbereich soll laut Entwurf auch hier eine
Bodensenkung von 10 cm sein. Es ist auch hier
nicht begriindet und somit weder erkennbar noch
nachvollziehbar, warum Einwirkungen, die bei
Bodensenkungen < 10 cm entstehen, nicht
bertcksichtigt werden sollen.

Der Einwirkungsbereich in
Abhangigkeit des Ausmales der
Bodenabsenkung ist neu zu
definieren

§2aAbs. 3
EinwirkungsBergV

Die zeitliche Begrenzung des Einwirkungsbereichs
ist sachlich nicht begriindet. Insbesondere ist nicht
dargestellt, auf Grund welcher Beobachtungen und
objektiver Daten beziiglich seismischer Ereignisse
die zeitliche Begrenzung gerechtfertigt ist.

Die zeitliche Begrenzung des
Einwirkungsbereich ist sachlich zu
belegen und ggf. neu zu definieren

AKTIV FUR.UNSERE.UMWELT.




	Unterzeichnende Organisationen 
	I. Grundsätzliche Aspekte 
	1. Relevante Dokumente und Stellungnahmen 
	2. Die besondere Gefährdung der Bevölkerung 
	3. Der ökonomische und energiepolitische Hintergrund 

	II. Notwendigkeit des Verbots von Fracking 
	III. Geplante Änderungen von WHG, BNatSchG und fehlende Anforderungen 
	1. Geplante Charakterisierung von Fracking und Verpressung als Benutzungen 
	2. Standortspezifische Merkmale nach § 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 WHG (Schutzgebiete) 
	3. Standortspezifische Merkmale nach § 23 Abs. 3 BNatSchG, § 24 Abs. 3 BNatSchG und § 33 Abs. 1a BNatSchG 
	4. Standortspezifische Merkmale (Art des Bodenschatzes) 
	5. Standortspezifische Merkmale nach § 13a Abs. 1 S . 1 Nr. 1 WHG (Tiefe) 
	6. Die Frackingkommission gemäß § 13a Abs. 6 WHG – Erprobungsmaßnahmen gemäß § 13a Abs. 2 WHG 
	7. Die Frackingkommission gemäß § 13a Abs. 6 WHG – wirtschaftliche Folgenutzung gemäß § 13a Abs. 7 WHG 
	8. Einstufung der Frackflüssigkeiten gemäß den Wassergefährdungsklassen des WHG und der VwVwS 
	9. Fehlende standortspezifische Merkmale sowie das Verhältnis zu Raumordnung und Bauleitplanung 
	10. Fehlende Abstandsregelungen 
	11. Weiterbestehen der Altfallproblematik für Versenkbohrungen 
	12. Fehlende Konkretisierung der Anforderungen an die Zuverlässigkeit des Betreibers 
	13. Zu spätes Inkrafttreten der WHG-Änderung und der BNatSchG-Änderung 

	IV. Mangelnde Transparenz hinsichtlich der Fracfluide 
	V. Fehlende technische Anforderungen 
	1. Normalbetrieb – das fehlende verbindliche Regelwerk für den Betrieb (§ 22b ABBergV) 
	2. Das unspezifische Monitoring 
	3. Die Freisetzung von Methan 
	4. Nicht bestimmungsgemäßer Betrieb – fehlender Schutz vor Schadensereignissen 

	VI. Lagerstättenwasser und Rückfluss 
	1. Anforderungen an den Umgang mit Lagerstättenwasser und Rückfluss 
	2. Die Trennungsanforderung des § 22c Abs. 2 S. 1 ABBergV 
	3. Die Konzentrationsgrenze für den Rückfluss 
	4. Der begrenzte Anwendungsbereich 

	VII. Änderung der UVP-V Bergbau 
	1. UVP-Pflicht lediglich für gewerbliche Vorhaben 
	2. Keine UVP-Pflicht für beantragte Vorhaben 
	3. Keine UVP-Pflicht für genehmigte Vorhaben 
	4. Keine Lösung der Altfallproblematik 
	5. Schwellenwert für die Gewinnung von Erdöl und Erdgas 
	6. Der Ausgangszustandsbericht 
	7. Wirkungslosigkeit der UVP 

	VIII. Haftungsfragen 
	1. Fehlende Anwendung des Umweltschadensgesetzes 
	2. Unterfinanzierung und fehlende Versicherung 
	3. Die Bergschadensregelung 
	4. Fehlende Umkehr der Beweislast 

	IX. Weiterreichende Änderungen des BBergG 
	Anlage 1 Auflistung Ausschlussgebiete für den Einsatz von Fracking zur Aufsuchung und Gewinnung fossiler Energieträger 
	Anlage 2 
	Änderung UVP-V Bergbau 
	Änderung ABBergV 
	Änderung EinwirkungsBergV 

	Anlage 3 
	II. Einwirkungsbergverordnung 




